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                              Alt                                                             Neu 
 
 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemein-

deordnung für das Land Nordrhein-

Westfalen (GO NRW) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV 

NRW S. 666), zuletzt geändert durch Art. 

7 des Gesetzes vom 23.10.2012  (GV. 

NRW. 2012 S. 474), der § 1, 2, 4, 6 bis 8 

und 10 des Kommunalabgabengesetzes 

für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG 

NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. 

1969, S. 712), zuletzt geändert durch 

Gesetz vom 13.12.2011 (GV. NRW. 

2011, S. 687)  und der §§ 53 c , 65 des 

Wassergesetzes für das Land Nordrhein-

Westfalen (LWG NRW) in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 25. Juni 1995 

(GV. NRW. 1995, S. 926), zuletzt geän-

dert durch Art. 3 des Gesetzes vom 

16.3.2010 (GV. NRW. 2010, S. 185ff.) hat 

der Rat der Stadt Meckenheim in seiner 

Sitzung vom 11.12.2013 die folgende 5. 

Änderungssatzung zur Entwässerungs-

satzung der Stadt Meckenheim vom 

4.12.2002 beschlossen: 

 

Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemein-

deordnung für das Land Nordrhein-

Westfalen (GO NRW) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV 

NRW S. 666), zuletzt geändert durch Art. 

3 des Gesetzes vom 01.10.2013  (GV. 

NRW. 2013 S. 564), der § 1, 2, 4, 6 bis 8 

und 10 des Kommunalabgabengesetzes 

für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG 

NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. 

1969, S. 712), zuletzt geändert durch Ge-

setz vom 13.12.2011 (GV. NRW. 2011, S. 

687) der §§ 60, 61 des Wasserhaushalts-

gesetzes des Bundes (WHG) in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 

31.7.2009 (BGBl. I 2009, S. 2585ff, zu-

letzt geändert durch Gesetz vom 

07.08.2013 – BGBl. I 2013, S. 3180 ff., S. 

3180), der Selbstüberwachungsverord-

nung Abwasser vom 17.10.2013 (SüwVO 

Abw GV NRW 2013, S. 602 ff. – hier be-

zeichnet als SüwVO Abw NRW 2013) 

und der §§ 53 , 65 des Wassergesetzes 

für das Land Nordrhein-Westfalen (LWG 

NRW) in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 25. Juni 1995 (GV. NRW. 

1995, S. 926), zuletzt geändert durch Art. 

1 des Gesetzes vom 05.3.2013 (GV. 

NRW. 2013, S. 133.) hat der Rat der 



Stadt Meckenheim in seiner Sitzung vom 

__.__.2015 die folgende 6. Änderungs-

satzung zur Entwässerungssatzung der 

Stadt Meckenheim vom 4.12.2002 be-

schlossen: 

 
 

§1 
Allgemeines 

(1)  
Die Abwasserbeseitigungspflicht der 
Stadt Meckenheim umfasst das Sam-
meln, Fortleiten, Behandeln, Einleiten, 
Versickern, Verregnen und Verrieseln 
des im Stadtgebiet anfallenden  
Abwassers. Bei der Erfüllung ihrer Ab-
wasserbeseitigungspflicht bedient sich 
die Stadt Meckenheim des Erftverbandes 
auf Grundlage des mit diesem geschlos-
senen Vertrages.  
(2)  
Zur Erfüllung dieser Aufgabe sind und 
werden Abwasseranlagen hergestellt, die 
vom Erftverband als öffentliche Einrich-
tung im Trennverfahren (für Schmutz-
wasser und Niederschlagswasser) oder 
im Mischverfahren (zur gemeinsamen 
Aufnahme von Schmutz- und Nieder-
schlagswasser)  
betrieben und unterhalten werden. Die 
öffentlichen Abwasseranlagen bilden  
eine rechtliche und wirtschaftliche Ein-
heit.  
(3)  
Art, Lage und Umfang der öffentlichen 
Abwasseranlage sowie den Zeitpunkt 
ihrer Herstellung, Erweiterung, Erneue-
rung, Änderung, Sanierung oder Beseiti-
gung bestimmt die Stadt Meckenheim, 
soweit nicht eine Zuständigkeit des Erft-
verbandes im Rahmen der ihm übertra-
genen Pflichten besteht.  
(4)  
Zu den Abwasseranlagen gehören auch 
Gräben sowie Anlagen und Einrichtun-
gen, die nicht von der Stadt selbst, son-
dern von Dritten (z.B. Entwässerungs-
verbänden) hergestellt und unterhalten 
werden, wenn die Stadt sich ihrer zur 

§1 
Allgemeines 

(1) 
Die Abwasserbeseitigungspflicht der 
Stadt Meckenheim umfasst das Sam-
meln, Fortleiten, Behandeln, Einleiten, 
Versickern, Verregnen und Verrieseln des 
im Stadtgebiet anfallenden  
Abwassers. Die Erfüllung der Abwasser-
beseitigungspflicht erfolg in Kooperation 
mit dem Erftverband auf Grundlage des 
mit diesem geschlossenen Vertrages.  
 
(2)  
 
unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) 
Art, Lage und Umfang der öffentlichen 
Abwasseranlage sowie den Zeitpunkt 
ihrer Herstellung, Erweiterung, Erneue-
rung, Änderung, Sanierung oder Beseiti-
gung werden im Einvernehmen zwischen 
der Stadt Meckenheim und dem Erftver-
band geregelt. 
 
(4)  
 
unverändert 
 
 
 
 



Durchführung der Grundstücksentwässe-
rung bedient und zu den Kosten ihrer 
Unterhaltung beiträgt.  
 

 
 
 
(5)  
Diese Satzung dient auch dem Schutz 
der Abwasseranlagen. 
 

§2 
Begriffsbestimmungen 

 
Im Sinne dieser Satzung bedeuten:  
1.  
Abwasser:  
Abwasser ist Schmutzwasser und Nie-
derschlagswasser. Diese Gebühren sind 
nach § 6 Abs. 5 KAG NRW grundstücks-
bezogene Benutzungsgebühren und ru-
hen als öffentliche Last auf dem Grund-
stück. 
 
 
2.  
Schmutzwasser:  
Schmutzwasser ist das durch häuslichen, 
gewerblichen, landwirtschaftlichen oder 
sonstigen Gebrauch in seinen Eigen-
schaften veränderte und das bei Tro-
ckenwetter damit zusammen  
abfließende Wasser. Als Schmutzwasser 
gelten auch die aus Anlagen zum Be-
handeln, Lagern und Ablagern von Abfäl-
len austretenden und gesammelten Flüs-
sigkeiten.  
 
3.  
Niederschlagswasser:  
Niederschlagswasser ist das von Nieder-
schlägen aus dem Bereich von bebauten 
oder befestigten Flächen abfließende 
und gesammelte Wasser.  
 
4.  
Mischsystem:  
Im Mischsystem werden Schmutz- und 
Niederschlagswasser gemeinsam ge-
sammelt und fortgeleitet.  
 
5.  
Trennsystem:  
Im Trennsystem werden Schmutz- und 
Niederschlagswasser getrennt gesam-

§2 
Begriffsbestimmungen 

 
unverändert  
 



melt und fortgeleitet.  
 
 
6.  
Öffentliche Abwasseranlage:  
a)  
Zur öffentlichen Abwasseranlage gehö-
ren alle von der Stadt selbst oder durch 
den Erftverband betriebenen Anlagen, 
die dem Sammeln, Fortleiten, Behandeln, 
Rückhalten und Einleiten von Abwasser 
sowie der Verwertung oder Beseitigung 
der bei der städtischen Abwasserbeseiti-
gung anfallenden Rückstände dienen.  
b)  
Nicht zur öffentlichen Abwasseranlage im 
Sinne dieser Satzung zählt die Entsor-
gung von Kleinkläranlagen und abfluss-
losen Gruben, die nach § 11 dieser Sat-
zung zu behandeln sind.  
 
7.  
Anschlussleitungen:  
a)  
Grundstücksanschlussleitungen sind die 
Leitungen vom öffentlichen Sammler bis 
zur Grenze des jeweils anzuschließen-
den Grundstücks. Sie sind Bestandteil 
der öffentlichen Abwasseranlage.  
b)  
Hausanschlussleitungen sind die Leitun-
gen von der Grundstücksgrenze bis zu 
und einschließlich der ersten Inspekti-
onsöffnung auf dem jeweils anzuschlie-
ßenden Grundstück. Sie gehören nicht 
zur öffentlichen Abwasseranlage.  
 
8.  
Haustechnische Abwasseranlagen:  
Haustechnische Abwasseranlagen sind 
die Einrichtungen, die der Sammlung, 
Vorbehandlung, Prüfung, Rückhaltung 
und Ableitung des Abwassers auf dem 
Grundstück dienen. Sie gehören nicht zur 
öffentlichen Abwasseranlage.  
 
9.  
Druckentwässerungsnetz:  
Druckentwässerungsnetze sind zusam-
menhängende Leitungsnetze, in denen 
der Transport von Abwasser einer Mehr-



zahl von Grundstücken durch von Pum-
pen erzeugten Druck erfolgt; die Pumpen 
und Pumpenschächte sind technisch not-
wendige Bestandteile des jeweiligen Ge-
samtnetzes.  
 
10.  
Abscheider:  
Abscheider sind Fettabscheider, Leicht- 
und Schwerflüssigkeitsabscheider, Stär-
keabscheider und ähnliche Vorrichtun-
gen, die das Eindringen schädlicher Stof-
fe in die öffentliche Abwasseranlage 
durch Abscheiden aus dem Abwasser 
verhindern.  
 
11.  
Anschlussnehmer:  
Anschlussnehmer ist der Eigentümer ei-
nes Grundstücks, das an die öffentliche 
Abwasseranlage angeschlossen ist. § 21 
Absatz 1 gilt entsprechend.  
 
12.  
Indirekteinleiter:  
Indirekteinleiter ist derjenige, der Abwas-
ser in die öffentliche Abwasseranlage 
einleitet oder sonst hineingelangen lässt. 
 
13.  
Grundstück:  
Grundstück ist, unabhängig von der Ein-
tragung im Grundbuch jeder zusammen-
hängende Grundbesitz, der eine selb-
ständige wirtschaftliche Einheit bildet. 
Befinden sich auf einem  
Grundstück mehrere bauliche Anlagen, 
so kann die Stadt Meckenheim in Ab-
stimmung mit dem Erftverband für jede 
dieser Anlagen die Anwendung der für 
Grundstücke maßgeblichen  
Vorschriften dieser Satzung verlangen.  
 

§3 
Anschlussrecht 

 
Jeder Eigentümer eines im Gebiet der 
Stadt Meckenheim liegenden Grund-
stücks ist vorbehaltlich der Einschrän-
kungen in dieser Satzung berechtigt, vom 
Erftverband den Anschluss seines 

§3 
Anschlussrecht 

 
unverändert 



Grundstücks an die bestehende öffentli-
che Abwasseranlage zu verlangen (An-
schlussrecht). Die Entscheidung über 
das Anschlussrecht wird im Benehmen 
mit der Stadt Meckenheim getroffen. 

§4 
Begrenzung des Anschlussrechts 

 
(1)  
Das Anschlussrecht erstreckt sich nur auf 
solche Grundstücke, die an eine be-
triebsfertige und aufnahmefähige öffentli-
che Abwasseranlage angeschlossen 
werden können. Dazu muss  
die öffentliche Abwasserleitung in unmit-
telbarer Nähe des Grundstücks oder auf 
dem Grundstück verlaufen. Der Erftver-
band kann den Anschluss auch in ande-
ren Fällen zulassen, wenn  
hierdurch das öffentliche Wohl nicht be-
einträchtigt wird.  
 
(2)  
Wenn der Anschluss eines Grundstücks 
an die öffentliche Abwasseranlage aus 
technischen, betrieblichen, topographi-
schen oder ähnlichen Gründen erhebli-
che Schwierigkeiten bereitet, besondere 
Maßnahmen erfordert oder besondere 
Aufwendungen oder Kosten verursacht, 
kann der Erftverband den Anschluss ver-
sagen. Dies gilt nicht, wenn sich der 
Grundstückseigentümer bereit erklärt, die 
mit dem Anschluss verbundenen Mehr-
aufwendungen zu tragen.  
(3)  
Der Anschluss ist ausgeschlossen, so-
weit die Stadt Meckenheim von der Ab-
wasserbeseitigungspflicht befreit ist.  
(4)  
Räume, in denen Rückstau auftreten 
kann, müssen nach den technischen Be-
stimmungen für den Bau von Grund-
stücksentwässerungsanlagen DIN 1986 
gegen Rückstau abgesichert  
sein. 

§4 
Begrenzung des Anschlussrechts 

 
Unverändert 
 



 
§5 

Anschlussrecht für Niederschlagswasser 
 
(1)  
Das Anschlussrecht erstreckt sich grund-
sätzlich auch auf das Niederschlagswas-
ser.  
(2)  
Dieses gilt jedoch nicht für Nieder-
schlagswasser von Grundstücken, bei 
denen die Pflicht zur Beseitigung des 
Niederschlagswassers gem. § 53 Absatz 
3 a S. 1 LWG dem Eigentümer des  
Grundstücks obliegt. Darüber hinaus ist 
der Anschluss des Niederschlagswas-
sers nicht ausgeschlossen, wenn die 
Gemeinde von der Möglichkeit des § 53 
Abs. 3 a S. 2 LWG Gebrauch  
macht. 

§5 
Anschlussrecht für Niederschlagswasser 

 
(1) 
Unverändert 
 
 
(2) 
Dieses gilt jedoch nicht für Nieder-
schlagswasser von Grundstücken, bei 
denen die Pflicht zur Beseitigung des 
Niederschlagswassers gem. § 53 Absatz 
3 a S. 1 LWG dem Eigentümer des  
Grundstücks obliegt. Darüber hinaus ist 
der Anschluss des Niederschlagswassers 
nicht ausgeschlossen, wenn die Gemein-
de bzw. der Erftverband von der Möglich-
keit des § 53 Abs. 3 a S. 2 LWG 
Gebrauch  
macht 

§6 
Benutzungsrecht 

 
Nach der betriebsfertigen Herstellung der 
Anschlussleitung hat der Anschlussneh-
mer vorbehaltlich  
der Einschränkungen in dieser Satzung 
unter Beachtung der technischen Be-
stimmungen für den Bau und den Betrieb 
der haustechnischen Abwasseranlagen 
das Recht, das auf seinem Grundstück 
anfallende Abwasser in die öffentliche 
Abwasseranlage einzuleiten (Benut-
zungsrecht). 

§6 
Benutzungsrecht 

 
unverändert 

§7 
Begrenzung des Benutzungsrechts 

 
(1)  
In die öffentliche Abwasseranlage darf 
solches Abwasser nicht eingeleitet wer-
den, das aufgrund seiner Inhaltsstoffe  
1.  
die öffentliche Sicherheit oder Ordnung 
gefährdet oder  
2.  
das in der öffentlichen Abwasseranlage 
beschäftigte Personal gefährdet oder ge-
sundheitlich beeinträchtigt oder  
3.  
die Abwasseranlage in ihrem Bestand 

§7 
Begrenzung des Benutzungsrechts 

 
unverändert 



angreift oder ihre Funktionsfähigkeit oder 
Unterhaltung gefährdet, erschwert oder 
behindert oder  
4.  
den Betrieb der Abwasserbehandlung 
erheblich erschwert oder verteuert oder  
5.  
die Klärschlammbehandlung, -
beseitigung oder -verwertung beeinträch-
tigt oder  
6.  
die Funktion der Abwasseranlage so er-
heblich stört, dass dadurch die Anforde-
rungen der wasserrechtlichen Einlei-
tungserlaubnis nicht eingehalten werden 
können, oder  
7.  
einen Vorfluter schädlich verunreinigen 
kann. Der Erftverband kann eine Vorklä-
rung oder sonstige Vorbehandlung der 
Abwässer von ihrer Einleitung in den Ka-
nal dergestalt verlangen, dass insbeson-
dere die Ableitung von Quecksilber, 
Cadmium und toxischen Stoffen in ver-
meidbarer Größenordnung unterbleibt. 
Wenn die Beschaffenheit oder Menge 
der Abwässer dies insbesondere im Hin-
blick auf den Betrieb der öffentlichen Ab-
wasseranlage erfordert, kann der Erft-
verband auch eine Speicherung verlan-
gen.  
 
(2)  
In die öffentliche Abwasseranlage dürfen 
insbesondere nicht eingeleitet werden:  
1.  
Feste Stoffe, auch in zerkleinertem Zu-
stand, die zu Ablagerungen oder Ver-
stopfungen in der Kanalisation führen 
können;  
2.  
Schlämme aus Neutralisations-, Entgif-
tungs- und sonstigen privaten Behand-
lungsanlagen;  
3.  
Abwasser und Schlämme aus Anlagen 
zur örtlichen Abwasserbeseitigung, ins-
besondere aus Kleinkläranlagen, abfluss-
losen Gruben, Sickerschächten, 
Schlammfängen und gewerblichen 
Sammelbehältern, soweit sie nicht in eine 



für diesen Zweck vorgesehene städtische 
Einleitungsstelle eingeleitet werden;  
4.  
flüssige Stoffe, die im Kanalnetz erhärten 
können, sowie Stoffe, die nach Übersät-
tigung im Abwasser in der Kanalisation 
ausgeschieden werden und zu Abfluss-
behinderungen führen können;  
5.  
Stoffe, die ungelöste organische Lö-
sungsmittel enthalten,  
6.  
radioaktives Abwasser;  
7.  
Inhalte von Chemietoiletten;  
8.  
nicht desinfiziertes Abwasser aus Infekti-
onsabteilungen von Krankenhäusern und 
medizinischen Instituten;  
9.  
flüssige Stoffe aus landwirtschaftlicher 
Tierhaltung wie Gülle und Jauche;  
10.  
Silagewasser;  
11.  
Grund-, Drain-, Deponie- und Kühlwas-
ser;  
12.  
Blut;  
13.  
gasförmige Stoffe und Abwasser, das 
Gase in schädlichen Konzentrationen 
freisetzen kann;  
14.  
feuergefährliche und explosionsfähige 
Stoffe sowie Abwasser, aus dem explo-
sionsfähige Gas-Luft-Gemische entste-
hen können;  
15.  
Emulsionen von Mineralölprodukten;  
16.  
Medikamente und pharmazeutische Pro-
dukte;  
17.  
Stoffe, die schädliche Ausdünstungen 
oder üble Gerüche verbreiten;  
18.  
das sich in Feuerstätten (Heizkessel, 
Warmwasserbereiter, Sorptionswärme-
pumpen), in dem gasförmige, flüssige 
oder feste Brennstoffe zur Erzeugung 



von Wärme unter Zuführung von Luft ver-
feuert werden, bildende Kondensat darf 
grundsätzlich nicht ohne  
vorherige Neutralisation in die öffentliche 
Abwasseranlage eingeleitet werden. 
Kondensate aus Feuerungsanlagen mit 
Nennwärmebelastungen von 25 kW bis 
zu 200 kW sind zumindest in den Nacht-
stunden durch geeignete Vorrichtungen 
zurückzuhalten und nur während der Ta-
gesstunden gemeisam mit dem häusli-
chen Schmutzwasser  
einzuleiten, sofern keine ausreichend 
dimensionierte Neutralisation vorhanden 
ist.  
Kondensate von Anlagen über 200 kW 
sind vor Einleitung in das Kanalnetz im-
mer zu neutralisieren.  
 
Der Einbau von gas- und ölbetriebenen 
Feuerungsanlagen ist vom Betreiber der 
Anlage, ggf. von der Installationsfirma, 
des Bezirksschornsteinfegermeisters an-
zuzeigen. Ihm gegenüber ist auch der 
Einbau, die Größe und Art der Neutrali-
sationsanlage darzulegen.  
Der Hausanschluss für das Kondensat 
muss aus korrosionsbeständigem Mate-
rial sein.  
Die Stadt erhält vom jeweiligen Abnah-
meprotokoll eine Durchschrift.  
 
(3) Abwasser darf nur eingeleitet werden, 
wenn folgende Grenzwerte in keinem Fall 
überschritten werden:  
 
Anorganische Stoffe (gelöst und unge-
löst)  
Antimon (Sb) 0,3 mg/l  
Arsen (As) 0,3 mg/l  
Barium (Ba) 3,0 mg/l  
Blei (Pb) 0,5 mg/l  
Cadmium (Cd) 0,2 mg/l  
Chrom, gesamt (Cr) 0,5 mg/l  
Chrom-VI (Cr-VI) 0,1 mg/l  
Cobalt (Co) 1,0 mg/l  
Kupfer (Cu) 0,5 mg/l  
Nickel (Ni) 0,5 mg/l  
Selen (Se) 1,0 mg/l  
Silber (Ag) 0,1 mg/l  
Thallium (TI) 1,0 mg/l  



Quecksilber (Hg) 0,05 mg/l  
Zinn (Sn) 2,0 mg/l  
Zink (Zn) 2,0 mg/l  
Aluminium (Al) begrenzt durch  
absetzbare Stoffe  
Eisen (Fe) begrenzt durch absetzbare 
Stoffe  
 
Anorganische Stoffe (gelöst)  
Ammonium-und Ammoniak-Stickstoff 
(NH4-N+NH3-N) 50 mg/l  
Nitrit (NO2-N) 5 mg/l  
Cyanid, gesamt (CN) 20 mg/l  
Cyanid, leicht freisetzbar (CN) 1 mg/l  
Sulfat (SO4) 600 mg/l  
Sulfid (S) 1 mg/l  
Fluorid (F) 50 mg/l  
Phosphor (P) 15 mg/l  
Chlor, freies (Cl) 0,5 mg/l  
 
Kohlenwasserstoffe  
direkt abscheidbar (DIN 38409 Teil 19) 
50 mg/l soweit im Einzelfall eine weiter-
gehende Entfernung der Kohlenwasser-
stoffe erforderlich ist:  
 
gesamt (DIN 38409 Teil 18) 20 mg/l  
absorbierbare organische Halogenver-
bindungen (AOX) 0,5 mg/l  
leichtflüchtige halogenierte Kohlenwas-
serstoffe (LHKW) 0,1 mg/l  
absetzbare Stoffe (nach 0,5 h Absetzzeit) 
10 mg/l  
chemischer Sauerstoffbedarf (CSB) 
1.000 mg/l  
biochemischer Sauerstoffbedarf (BSB5) 
500 mg/l  
schwerflüchtige lipophile Stoffe nach DIN 
38409  
Teil 17 100 mg/l  
(verseifbare Öle, Fette und Fettsäuren)  
Für Beschaffenheit und Inhaltsstoffe des 
Abwassers sind folgende Grenzwerte 
einzuhalten:  
 
Allgemeine Parameter  
 
Temperatur bis 35 º C  
ph-Wert 6,0-9,5  
absetzbare Stoffe (nach 0,5 h Absetzzeit) 
10mg/l  



chemischer Sauerstoffbedarf (CSB) 
1.000 mg/l  
biochemischer Sauerstoffbedarf (BSB5) 
500 mg/l  
 
Eine Verdünnung oder Vermischung des 
Abwassers mit dem Ziel, diese Grenz-
werte einzuhalten, darf nicht erfolgen.  
(4)  
Die Stadt Meckenheim kann im Einzelfall 
in Abstimmung mit dem Erftverband 
Schadstofffrachten (Volumenstrom 
und/oder Konzentration) festlegen. Sie 
kann das Benutzungsrecht  
davon abhängig machen, dass auf dem 
Grundstück eine Vorbehandlung oder 
eine Rückhaltung und dosierte Einleitung 
des Abwassers erfolgt.  
(5)  
Eine Einleitung von Abwasser in die öf-
fentliche Abwasseranlage auf anderen 
Wegen als über die Anschlussleitung ei-
nes Grundstückes darf nur mit Einwilli-
gung des Erftverbandes erfolgen.  
(6)  
Die Benutzung der öffentlichen Abwas-
seranlage ist ausgeschlossen, soweit die 
Stadt Meckenheim von der Abwasserbe-
seitigungspflicht befreit ist.  
(7)  
Die Stadt Meckenheim kann in Abstim-
mung mit dem Erftverband auf Antrag 
befristete, jederzeit widerrufliche Befrei-
ungen von den Anforderungen der Ab-
sätze 2 bis 6 erteilen, wenn sich andern-
falls eine nicht beabsichtigte Härte für 
den Verpflichteten ergäbe, und Gründe 
des öffentlichen  
Wohls der Befreiung nicht entgegenste-
hen. Insbesondere kann die Stadt Me-
ckenheim auf Antrag zulassen, dass 
Grund-, Drain- und Kühlwasser der Ab-
wasseranlage zugeführt wird. Der Indi-
rekteinleiter hat seinem Antrag die von 
der Stadt Meckenheim verlangten Nach-
weise beizufügen.  
(8)  
Der Einbau und Betrieb von Abfallzer-
kleinern zur Abschwemmung von festen 
anorganischen und organischen Stoffen 
in die öffentliche Abwasseranlage ist 



nicht erlaubt.  
(9)  
Die Einleitung von unverschmutztem 
Niederschlagswasser (Dachflächenwas-
ser) sollte, soweit als möglich, vermieden 
werden. Eine Nutzung als Brauchwasser 
(z.B. Gartenbewässerung) ist anzustre-
ben bzw. eine Verrieselung durch belebte 
Bodenschichten vorzunehmen.  
(10)  
Die Stadt Meckenheim oder der Erftver-
band können die notwendigen Maßnah-
men ergreifen, um  
1.  
das Einleiten oder Einbringen von Ab-
wasser oder Stoffen zu verhindern, das 
unter Verletzung der Absätze 1 und 2 
erfolgt;  
2.  
das Einleiten von Abwasser zu verhin-
dern, das die Grenzwerte nach Absatz 3 
nicht einhält.  
(11)  
Einleiter, die unter Nichtbeachtung der 
Einleitungsbestimmungen die Zahlung  
einer erhöhten Niederschlagswasserab-
wasserabgabe (§ 7 Abs. 2 AbwAG) 
und/oder von erhöhten Kosten bei der 
Reststoff-(Klärschlamm) beseitigung ver-
ursachen, haben diese Kosten dem 
Betreiber des Kanalnetzes bzw. dem 
Betreiber der Kläranlage zu erstatten.  
Mehrere Einleiter haften als Gesamt-
schuldner. 
 

§8 
Abscheideanlagen 

 
(1)  
Abwasser mit Leichtflüssigkeiten wie 
Benzin, Benzol, Diesel-, Heiz- oder 
Schmieröl sowie fetthaltiges Abwasser ist 
vor Einleitung in die öffentliche Abwas-
seranlage in entsprechende  
Abscheider einzuleiten und dort zu be-
handeln. Für fetthaltiges häusliches Ab-
wasser gilt dies jedoch nur, wenn die 
Stadt Meckenheim bzw. die zuständige 
Wasserbehörde im Einzelfall  
verlangt, dass auch dieses Abwasser in 
entsprechende Abscheider einzuleiten 

§8 
Abscheideanlagen 

 
unverändert 



und dort zu behandeln ist.  
Autowäsche ist nur auf Grundstücken 
zulässig, die über die erforderlichen Ab-
scheider verfügen und auf denen ge-
währleistet ist, dass die Abwässer den 
Abscheideanlagen zugeführt werden.  
(2)  
Die Abscheider und deren Betrieb müs-
sen den einschlägigen technischen und 
rechtlichen Anforderungen entsprechen. 
Die Stadt Meckenheim kann darüber hi-
nausgehende Anforderungen an den 
Bau, den Betrieb und die Unterhaltung 
der Abscheider stellen, sofern dies im 
Einzelfall zum Schutz der öffentlichen 
Abwasseranlage erforderlich ist.  
Der Abscheider ist an den Schmutzwas-
serkanal bzw. den Mischwasserkanal 
anzuschließen.  
(3)  
Abscheidegut ist in Übereinstimmung mit 
den abfallrechtlichen Vorschriften zu ent-
sorgen und darf der öffentlichen Abwas-
seranlage nicht zugeführt werden. 

§9 
Anschluss- und Benutzungszwang 

 
(1)  
Jeder Anschlussberechtigte ist vorbehalt-
lich der Einschränkungen in dieser Sat-
zung verpflichtet, sein Grundstück an die 
öffentliche Abwasseranlage anzuschlie-
ßen, sobald Abwasser auf dem Grund-
stück anfällt (Anschlusszwang). Die Stadt 
Meckenheim ist berechtigt, den An-
schlusszwang anzuordnen.  
 
(2)  
Der Anschlussnehmer ist vorbehaltlich 
der Einschränkungen in dieser Satzung 
verpflichtet, das gesamte auf dem 
Grundstück anfallende Abwasser in die 
öffentliche Abwasseranlage  
einzuleiten (Benutzungszwang). Die 
Stadt Meckenheim ist berechtigt, den 
Benutzungszwang anzuordnen.  
 
(3)  
Ein Anschluss- und Benutzungszwang 
besteht nicht, wenn die in § 51 Absatz 2 
Satz 1 LWG genannten Voraussetzun-

§9 
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gen für in landwirtschaftlichen Betrieben 
anfallendes Abwasser oder  
für zur Wärmegewinnung benutztes Ab-
wasser vorliegen. Das Vorliegen dieser 
Voraussetzungen ist der Stadt Mecken-
heim nachzuweisen.  
 
(4)  
Unabhängig vom Vorliegen der in Absatz 
3 erwähnten Voraussetzungen ist das 
häusliche Abwasser aus landwirtschaftli-
chen Betrieben an die öffentliche Abwas-
seranlage anzuschließen  
und dieser zuzuführen. Die Stadt Me-
ckenheim kann in begründeten Einzelfäl-
len Ausnahmen zulassen, sofern dies 
nicht zu Beeinträchtigungen des Wohls 
der Allgemeinheit führt.  
 
(5)  
Der Anschluss- und Benutzungszwang 
besteht auch für das Niederschlagswas-
ser. Dies gilt nicht in den Fällen des § 5 
Absatz 2. Darüber hinaus kann die Stadt 
Meckenheim eine auf der Grundlage des 
§ 51 Absatz 2 des bis zum 30. Juni 1995 
geltenden Wassergesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen vom 09. Juni 1989 
(GV NW 384), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 14. Januar 1992 (GV NW 
39), in Verbindung mit § 7 der Entwässe-
rungssatzung der Stadt Meckenheim 
vom 02. April 1975 unter Beibehaltung 
des Anschluss- und Benutzungsrechts 
ausgesprochene Befreiung vom An-
schluss-und Benutzungszwang aufrecht-
erhalten, wenn das Niederschlagswasser 
ohne Beeinträchtigungen des Wohls der 
Allgemeinheit vor Ort versickert, verrie-
selt oder ortsnah in ein Gewässer einge-
leitet werden kann.  
 
(6)  
In den im Trennsystem entwässerten Be-
reichen sind das Schmutz-und das Nie-
derschlagswasser den jeweils dafür be-
stimmten Anlagen zuzuführen.  
 
(7)  
Bei Neu-und Umbauten muss das 
Grundstück vor der Benutzung der bauli-



chen Anlage an die öffentliche Abwas-
seranlage angeschlossen sein. Ein Zu-
stimmungsverfahren nach § 16  
Absatz 1 ist durchzuführen.  
 
(8)  
Entsteht das Anschlussrecht erst nach 
der Errichtung einer baulichen Anlage, so 
ist das Grundstück innerhalb von drei 
Monaten anzuschließen, nachdem durch 
öffentliche Bekanntmachung oder Mittei-
lung an den Anschlussberechtigten an-
gezeigt wurde, dass das Grundstück an-
geschlossen werden kann.  
 
(9)  
Auf Grundstücken, die dem Anschluss-
zwang unterliegen, dürfen behelfsmäßige 
Abwasseranlagen,  
Abortgruben usw. nicht mehr angelegt 
oder benutzt werden, es sei denn, dass 
Befreiung gemäß § 10 erteilt wurde.  
Bei vorübergehender Duldung des Be-
triebs von behelfsmäßigen Anlagen im 
Sinne von Satz 1 ist der Stadt auf Anfor-
derungen ein Entsorgungsnachweis vor-
zulegen. Die Entsorgungsmodalitäten 
werden durch die Stadt nach pflichtge-
mäßem Ermessen reglementiert.  
 
(10)  
Anschlussnehmer, die Grundstücksei-
gentümer sind, haben für Zwecke der 
örtlichen Abwasserbeseitigung  
das Anbringen und Verlegen von Leitun-
gen einschl. Zubehör zur Zu- und Fortlei-
tung von Abwasser über ihre im Gebiet 
der Stadt Meckenheim liegenden 
Grundstücke sowie erforderliche 
Schutzmaßnahmen unentgeltlich zuzu-
lassen. Die Pflicht entfällt, wenn die  
Inanspruchnahme der Grundstücke den 
Eigentümer mehr als notwendig oder in 
unzumutbarer Weise belasten würde. Sie 
können die Verlegung der Einrichtungen 
verlangen, wenn sie  
an der bisherigen Stelle für ihn nicht 
mehr zumutbar sind. Die Kosten der Ver-
legung hat der Erftverband zu tragen; 
dies gilt nicht, soweit die Einrichtungen 
ausschließlich der Abwasserbeseitigung 



auf dem Grundstück dienen. 
§ 10 

Befreiung vom Anschluss- und Benut-
zungszwang für 
Schmutzwasser 

 
(1)  
Der Grundstückseigentümer kann auf 
Antrag vom Anschluss- und Benutzungs-
zwang für Schmutzwasser ganz oder 
teilweise befreit werden, wenn ein be-
sonders begründetes Interesse  
an einer anderweitigen Beseitigung oder 
Verwertung des Schmutzwassers besteht 
und insbesondere durch Vorlage einer 
wasserrechtlichen Erlaubnis nachgewie-
sen werden kann, dass eine Beeinträch-
tigung des Wohls der Allgemeinheit nicht 
zu besorgen ist. Die Entscheidung über 
den Antrag auf Befreiung von Anschluss- 
und Benutzungszwang trifft die Stadt 
Meckenheim.  
(2)  
Ein besonders begründetes Interesse im 
Sinne des Absatz 1 liegt nicht vor, wenn 
die anderweitige Beseitigung oder Ver-
wertung des Schmutzwassers lediglich 
dazu dienen soll, Gebühren  
zu sparen. 

§ 10 
Befreiung vom Anschluss- und Benut-

zungszwang für 
Schmutzwasser 

 
unverändert 

§ 11 
Genehmigung von Grundstücksklärein-

richtungen 
 
(1)  
Kläreinrichtungen auf Grundstücken sind 
nach den Vorschriften der Bauordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen -BauO 
NW -vom 07.03.1995 (GV. NW. 218) ge-
nehmigungspflichtig; sie werden nicht 
genehmigt, wenn die Abwässer in die 
Abwasseranlage eingeleitet werden 
müssen.  
Soll die Abwasseranlage erst in absehba-
rer Zeit hergestellt werden, so kann eine 
Grundstückskläreinrichtung gegen jeder-
zeitigen Widerruf als Provisorium zuge-
lassen werden; die Kläreinrichtung ist 
wieder zu entfernen, sobald die Abwas-
seranlage betriebsfertig hergestellt und 
das Grundstück an die Abwasseranlage 
angeschlossen ist.  

§ 11 
Genehmigung von Grundstücksklärein-

richtungen 
 
unverändert 



(2) Grundstückskläreinrichtungen müs-
sen angelegt werden, wenn  
a) eine Befreiung vom Anschluss an die 
Abwasseranlage erteilt ist (§ 10), sofern 
keine vollständige Verwertung der Ab-
wässer, z.B. durch Aufbringung auf 
landwirtschaftlich oder gärtnerisch ge-
nutzte Flächen, erfolgt,  
 
b) die Stadt eine Vorbehandlung des 
Abwassers verlangt (§ 7 Abs. 1),  
c) keine öffentliche Abwasserleitung vor-
handen ist und in absehbarer Zeit auch 
nicht verlegt wird.  
 
(3)  
Eine Grundstückskläreinrichtung muss 
nach den bauaufsichtlichen Bestimmun-
gen und den anerkannten Regeln der 
Abwassertechnik hergestellt und betrie-
ben werden. Die Einleitung von Nieder-
schlagswasser in die Absetzanlage ist 
nicht zulässig.  
(4)  
Den Aufwand und die Kosten für Herstel-
lung und Betrieb der Anlage trägt der 
Grundstückseigentümer.  
 
(5)  
Bei einem nachträglichen Anschluss des 
Grundstücks an die Abwasseranlage (§ 9 
Abs. 8) hat der Anschlussnehmer auf 
seine Kosten binnen acht Wochen nach 
dem Anschluss alle  
bestehenden oberirdischen und unterirdi-
schen Abwassereinrichtungen, insbe-
sondere Gruben, Schlammfänge, Sicker-
anlagen, alte Kanäle, soweit sie nicht 
Bestandteil der neuen Anlage  
geworden sind, außer Betrieb zu setzen, 
zu entleeren, zu reinigen und zu beseiti-
gen bzw. ordnungsgemäß zu verfüllen.  
 
(6)  
Für den ordnungsgemäßen Betrieb von 
Grundstückskläreinrichtungen sowie für 
ihre einwandfreie Unterhaltung, ständige 
Wartung und Reinigung ist der Grund-
stückseigentümer verantwortlich.  
Für Betrieb und Wartung sind die gelten-
den Vorschriften zu befolgen. Die Stadt 



ist berechtigt, die Anlage und den Betrieb 
zu überwachen und die Einhaltung der 
bei der Genehmigung erteilten Auflagen 
und Bedingungen zu überprüfen.  
 
(7)  
Die Stadt Meckenheim behält sich vor, 
die laufende Entleerung der Gruben so-
wie die Abfuhr des Schlammes auf Kos-
ten der Grundstückseigentümer einheit-
lich selbst durchzuführen oder  
durch einen Dritten durchführen zu las-
sen.  
 
(8)  
Bei Grundstückskläreinrichtungen, deren 
Ablauf in die Abwasseranlage oder einen 
Vorfluter mündet, behält sich die Stadt 
weiterhin vor, bei Nichtbeachtung der 
Vorschriften auch den Betrieb der Kläran-
lage auf Kosten des Grundstückseigen-
tümers zu übernehmen. 

§ 12 
Anzeige-, Genehmigungs-und Abnahme-

verfahren 
 
(1)  
Die Herstellung oder Änderung des An-
schlusses ist anzeige- und genehmi-
gungspflichtig.  
 
(2)  
Der Antrag ist schriftlich zu stellen und 
muss neben den Angaben über die Art 
des Bauwerkes eine zeichnerische Dar-
stellung enthalten, aus der Anzahl, Füh-
rung, lichte Weite und  
technische Ausführungen der Anschluss-
leitungen sowie die Lage der Kontroll-
schächte hervorgehen.  
Bei Industrie- und Gewerbebetrieben, 
Krankenanstalten und ähnlichen Einrich-
tungen muss der Antrag zusätzlich An-
gaben über die voraussichtliche Menge 
und die Zusammensetzung  
der Abwässer enthalten. Der Antrag ist in 
einfacher Ausfertigung beim Erftverband 
einzureichen.  
 
(3)  
Die Genehmigung wird schriftlich erteilt 

§ 12 
Anzeige-, Genehmigungs-und Abnahme-

verfahren 
 
unverändert 



und kann mit Bedingungen und Auflagen 
versehen werden. Ohne Genehmigung 
darf mit den Anschlussarbeiten auf dem 
Grundstück des Antragstellers nicht be-
gonnen bzw. diese nicht fortgesetzt wer-
den.  
 
(4)  
Die Benutzung der öffentlichen Abwas-
seranlage darf erst erfolgen, nachdem 
der Erftverband die Anschlussleitung und 
den Kontrollschacht abgenommen hat. 
Bei der Abnahme muss die Anlage sicht-
bar und gut zugänglich sein. Durch die 
Abnahme übernimmt der Erftverband 
keine zivilrechtliche Haftung für die feh-
lerfreie und vorschriftsmäßige Ausfüh-
rung der Anlage. 

§ 13 
Nutzung des Niederschlagswassers 

 
(1)  
Beabsichtigt der Grundstückseigentümer 
die Nutzung des auf seinem Grundstück 
anfallenden Niederschlagswassers als 
Brauchwasser, so hat er dies der Stadt 
Meckenheim anzuzeigen.  
Es ist nach Gebrauch -soweit es nicht für 
Bewässerungszwecke genutzt wird der 
öffentlichen Abwasseranlage zuzuführen. 
Die Stadt Meckenheim verzichtet in die-
sem Fall auf die Überlassung des Nie-
derschlagswassers gemäß § 53 III a S. 2 
LWG, wenn die ordnungsgemäße Ver-
wendung des Niederschlagswassers als 
Brauchwasser auf dem Grundstück si-
chergestellt ist.  
 
(2)  
Die Menge des der öffentlichen Abwas-
seranlage zugeführten Abwassers ist zu 
messen und der                    Stadt Me-
ckenheim jährlich zum 15.12. anzuzei-
gen. 

§ 13 
Nutzung des Niederschlagswassers 
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§ 14 

Besondere Bestimmungen für Druckent-
wässerungsnetze 

 
(1)  
Führt der Erftverband aus technischen 
oder wirtschaftlichen Gründen die Ent-
wässerung mittels eines Druckentwässe-
rungsnetzes durch, hat der Grundstücks-
eigentümer auf seine Kosten auf seinem 
Grundstück einen Pumpenschacht mit 
einer für die Entwässerung ausreichend 
bemessenen Druckpumpe sowie die da-
zugehörige Druckleitung bis zur Grund-
stücksgrenze herzustellen, zu betreiben, 
zu unterhalten, instand zu halten und ggf. 
zu ändern und zu erneuern.  
Die Entscheidung über Art, Ausführung, 
Bemessung und Lage des Pumpen-
schachtes der Druckpumpe und der da-
zugehörigen Druckleitung trifft der Erft-
verband.  
 
(2)  
Der Grundstückseigentümer ist verpflich-
tet, mit einem geeigneten Fachunter-
nehmer einen Wartungsvertrag abzu-
schließen, der eine Wartung der Druck-
pumpe entsprechend den Angaben des 
Herstellers sicherstellt. Der Wartungsver-
trag ist dem Erftverband bis zur Abnah-
me der Druckleitung, des Pumpen-
schachtes und der Druckpumpe vorzule-
gen. Für bereits bestehende Druckpum-
pen ist der Wartungsvertrag innerhalb 
von 6 Monaten nach Inkrafttreten dieser 
Bestimmung vorzulegen.  
 
(3)  
Der Erftverband kann den Nachweis der 
durchgeführten Wartungsarbeiten ver-
langen.  
 
(4)  
Der Pumpenschacht muss jederzeit frei 
zugänglich und zu öffnen sein. Eine 
Überbauung oder Bepflanzung des Pum-
penschachtes ist unzulässig. 

§ 14 
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wässerungsnetze 
 
unverändert 

 



 
§ 15 

Ausführung von Anschlussleitungen 
 
(1)  
Jedes anzuschließende Grundstück ist 
unterirdisch mit einer eigenen Anschluss-
leitung und ohne technischen Zusam-
menhang mit den Nachbargrundstücken 
an die öffentliche Abwasseranlage anzu-
schließen. In Gebieten mit Mischsystem 
ist für jedes Grundstück eine Anschluss-
leitung,  
in Gebieten mit Trennsystem je eine An-
schlussleitung für Schmutz- und für  
Niederschlagswasser herzustellen. Auf 
Antrag können mehrere Anschlussleitun-
gen verlegt werden. Die Kosten hierfür 
hat der Grundstückseigentümer zu tra-
gen.  
 
(2)  
Wird ein Grundstück nach seinem An-
schluss in mehrere selbständige 
Grundstücke geteilt, so gilt Absatz 1 für 
jedes der neu entstehenden Grundstü-
cke.  
 
(3)  
Der Grundstückseigentümer hat sich ge-
gen Rückstau von Abwasser aus dem 
Kanalnetz entsprechend den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik zu 
schützen. Rückstauebene  
ist das Straßenniveau. Der Grundstücks-
eigentümer hat geeignete Inspektionsöff-
nungen und notwendige Rückstausiche-
rungen einzubauen, die jederzeit zugäng-
lich sein müssen.  
 
(4)  
Die Anzahl, Führung, lichte Weite und 
technische Ausführung der Anschlusslei-
tungen bis zu den Inspektionsöffnungen 
sowie die Lage der Ausführung der In-
spektionsöffnungen sind dem Erftver-
band nachzuweisen und mit ihm abzu-
stimmen.  
 
(5)  
Grundstückseigentümer bzw. Erbbaube-

§ 15 
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rechtigte haben auf jeder das private 
Grundstück verlassende und an die öf-
fentliche Abwasseranlage anschließende 
Abwasserleitung unmittelbar  
vor der Grundstücksgrenze auf privatem 
Grundstück Prüfschächte zu errichten 
und zu unterhalten, die der wiederkeh-
renden Kontrolle, Reinigung und der Sa-
nierung der Grundstücksanschlussleitun-
gen dienen. Die Herstellung, Erneuerung, 
Veränderung und Beseitigung sowie die 
laufende Unterhaltung der haustechni-
schen Abwasseranlagen auf dem Grund-
stück bis zur Grundstücksgrenze ein-
schließlich der Hausanschlussleitung ob-
liegen dem Grundstückseigentümer. Die 
Arbeiten müssen fachgerecht nach den 
allg. anerkannten Regeln der Technik 
durch einen von der Stadt für diese Ar-
beiten zugelassenen Unternehmer aus-
geführt werden. Im Wurzelbereich von 
Bäumen ist die Kanalanschlussleitung 
gegen das Eindringen von Wurzeln zu 
sichern.  
 
(6)  
Besteht für die Ableitung des Abwassers 
kein natürliches Gefälle zur öffentlichen 
Abwasseranlage und / oder erfordert die 
Projektion der Rückstauebene einen ent-
sprechenden Schutz,  
so hat der Grundstückseigentümer eine 
Hebeanlage entsprechend der allgemein 
anerkannten Regeln der Technik einzu-
bauen und zu betreiben. 
  
(7)  
Auf Antrag können zwei oder mehrere 
Grundstücke durch eine gemeinsame 
Anschlussleitung entwässert werden. Die 
Benutzungs- und Unterhaltungsrechte 
sind im Grundbuch oder durch Baulast 
abzusichern.  
 
(8)  
Werden an Straßen, in denen noch keine 
öffentliche Abwasseranlage vorhanden 
ist, Neubauten errichtet oder Nutzungen 
vorgenommen, die einen Abwasseranfall 
nach sich ziehen, sollen Anlagen für ei-
nen späteren Anschluss vorbereitet wer-



den.  
§ 16 

Zustimmungsverfahren 
 

(1)  
Die Herstellung oder Änderung des An-
schlusses bedarf der vorherigen Zustim-
mung durch den Erftverband. Diese ist 
rechtzeitig, spätestens jedoch vier Wo-
chen vor der Durchführung der An-
schlussarbeiten zu beantragen.  
(2)  
Den Abbruch eines mit einem Anschluss 
versehenen Gebäudes hat der An-
schlussnehmer drei Wochen vor der Au-
ßerbetriebnahme des Anschlusses dem 
Erftverband mitzuteilen. Dieser ver-
schließt die Anschlussleitung auf Kosten 
des Anschlussnehmers.  

§ 16 
Zustimmungsverfahren 

 
unverändert 

§ 17 
Dichtheitsprüfung bei privaten Abwasser-

leitungen 
 
(1)  
Für die Dichtheitsprüfung von Hausan-
schlussleitungen, Grundstücksanschluss-
leitungen und haustechnischen Anlagen 
gelten die Bestimmungen des § 61a des 
Wassergesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (Landeswassergesetz – 
LWG).  
 
(2)  
Die erstmalige Dichtheitsprüfung außer-
halb der Regelungen der Absätze 9, 10, 
11 und 12 ist bis zum 31.12.2015 durch-
zuführen. Alle 20 Jahre muss eine Wie-
derholungsprüfung stattfinden.  
Für diese gelten die Bestimmungen ent-
sprechend dieses Paragraphen.  
 
(3)  
Der durch den Grundstückseigentümer 
zu prüfende Bereich umfasst gemäß § 
61a Abs. 3 LWG NRW die auf seinem 
Grundstück im Erdreich oder unzugäng-
lich verlegten Abwasserleitungen zum 
Sammeln oder Fortleiten von Schmutz-
wasser oder mit diesem vermischten Nie-
derschlagswasser.  
Die Satzung gilt auch für Abwasserlei-

§ 17 
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leitungen 
 
(1)  
Für die Zustands- und Funktionsprüfung 
bei privaten Abwasserleitungen gilt die 
Verordnung zur Selbstüberwachung von 
Abwasseranlagen des Landes Nordrhein-
Westfalen vom 17.10.2013 (nachfolgend: 
SüwVO Abw NRW 2013). 
 
 
(2) 
Zustands- und Funktionsprüfung an priva-
ten Abwasserleitungen dürfen nur durch 
anerkannte Sachkundige gemäß § 12 
SüwVO Abw NRW 2013 durchgeführt 
werden. 
 
 
 
(3) 
Welche Grundstücke bis zu welchem 
Zeitpunkt der Pflicht zur Durchführung 
einer Zustands- und Funktionsprüfung 
unterliegen, ergibt sich aus den §§ 7-9 
SüwVO Abw NRW 2013 sowie der Anla-
ge zu dieser Satzung. Für den Prüfungs-
umfang gilt § 8 SüwVO Abw NRW 2013.  
 
 



tungen, die Schmutzwasser einer  
Kleinkläranlage oder abflusslosen Grube 
zuführen. Geprüft werden müssen durch 
den Grundstückseigentümer alle Be-
standteile der privaten Abwasserleitung 
einschließlich verzweigter Leitungen un-
ter der Keller-Bodenplatte sowie Einstei-
geschächte oder Inspektionsöffnungen, 
die in den Leitungsverlauf eingebaut 
sind. Ausgenommen sind Abwasserlei-
tungen zur getrennten Beseitigung von 
Niederschlagswasser und Leitungen, die 
in dichten Schutzrohren so verlegt  
sind, dass austretendes Abwasser aufge-
fangen und erkannt wird.  
 
 
 
(4)  
Führen zu prüfende Abwasserleitungen 
auch über fremde Grundstücke, so ist 
derjenige zur Dichtheitsprüfung auf dem 
fremden Grundstück verpflichtet, dessen 
Abwasser durchgeleitet wird. Eigentümer 
anderer Grundstücke, in denen diese 
Leitungen verlaufen, haben die Prüfung 
der Dichtheit und damit einhergehende 
Maßnahmen zu dulden (§ 61 a Abs. 3 
Satz 2 LWG NRW).  
 
 
 
 
(5)  
Innerhalb eines Monats nach der Prüfung 
ist die Bescheinigung über das Ergebnis 
der Dichtheitsprüfung vom Grundstücks-
eigentümer oder dem sonst Pflichtigen 
nach § 61 a Abs. 3 LWG NRW der Stadt 
Meckenheim unaufgefordert vorzulegen. 
Hierbei ist ausschließlich das Formblatt 
der Stadt Meckenheim zu verwenden. 
Dieses erhalten die Grundstückseigen-
tümer bei der Stadt Meckenheim, Fach-
bereich Verkehr und Grünflächen oder 
unter 
ttp://www.meckenheim.de/cms117/wirt-
schaft/verkehr_gruenflaechen/dichtheitsp
ruefung/ bzw. unter www.erftverband.de.  
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) 
Zustands- und Funktionsprüfungen müs-
sen nach § 9 Abs. 1 SüwVO Abw NRW 
2013 nach den allgemein anerkannten 
Regeln der Technik durchgeführt werden. 
Nach § 8 Abs. 1 S. 4 SüwVO Abw NRW 
2013 gelten die DIN 1986 Teil 30 und die 
DIN EN 1610 als allgemein anerkannte 
Regeln der Technik, soweit die SüwVO 
Abw NRW 2013 keine abweichenden 
Regelungen trifft. Die Kosten der Zu-
stands- und Funktionsprüfung trägt 
der/die Grundstückseigentümer/-in bzw. 
der/die Erbbauberechtigte.  
 
(5) 
Nach § 9 Abs. 2 S. 1 SüwVO Abw NRW 
ist das Ergebnis der Zustands- und Funk-
tionsprüfung in einer Bescheinigung gem. 
Anlage 2 der SüwVO Abw NRW 2013 zu 
dokumentieren. Dabei sind der Beschei-
nigung die in § 9 Abs. 2 S. 2 SüwVO Abw 
NRW 2013 genannten Anlagen beizufü-
gen. Diese Bescheinigung nebst Anlagen 
ist der Stadt Meckenheim durch den/die 
Grundstückseigentümer/-in oder Erbbau-
berechtigten/e unverzüglich nach Erhalt 
von Sachkundigen - spätestens jedoch 
innerhalb eines Monats nach der Prüfung 
- vorzulegen. Erfüllen Personen, welche 
die Zustands- und Funktionsprüfung 
durchführen, nicht die Anforderung an die 
Sachkunde nach Abs. 2 oder entspricht 



 
 
 
 
 
 
 
(6)  
Die Dichtheitsprüfung ist nach den ein-
schlägigen Normen mittels Wasser-, Luft-
druck oder optischer Inspektion durchzu-
führen.  
 
 
 
 
 
 
(7)  
Die Bescheinigung über das Ergebnis 
der Dichtheitsprüfung sollte im Interesse 
des Grundstückseigentümers  
folgenden Inhalt aufweisen bzw. Unterla-
gen umfassen:  
•  
Lageplan mit einer Darstellung des Prüf-
objektes (Straße, Hausnummer, Gebäu-
debezeichnung bei mehreren Gebäuden 
auf einem Grundstück, Darstellung der 
gesamten Abwasserleitungen mit eindeu-
tiger Kennzeichnung der geprüften Lei-
tungsbestandteile und deren Dimensio-
nen (Längen und Nennweiten)  
Angabe der Prüfverfahren und Prüfme-
thoden sowie Angabe des angewandten 
technischen Regelwerks  
 
• Beschreibung der Ergebnisse der Prü-
fung (bei der TV-Inspektion/durch Inau-
genscheinnahme erkannte Schäden, 
festgestellter Wasserverlust bzw. Druck-
änderungen usw.) mit folgendem Inhalt:  
-Bestätigung, dass ein ordnungsgemäßer 
Anschluss vorliegt (kein Drainagewas-
seranschluss an den Schmutzwasser- 
oder Mischwasserkanal oder sonstiger 
Fehlanschluss  
 
z.B. Niederschlagswasser wird dem 
Schmutzwasserkanal zugeführt bzw. 
Schmutzwasser wird in den Regenwas-

die Bescheinigung nicht den Anforderun-
gen dieser Satzung und der SüwVO Abw 
NRW 2013, wird die Bescheinigung und 
damit auch die Zustands- und Funktions-
prüfung selbst von der Stadt nicht aner-
kannt. 
 
(6) 
Private Abwasserleitungen, die nach dem 
01.01.1996 auf Zustand und Funktionsfä-
higkeit geprüft worden sind, bedürfen kei-
ner erneuten Prüfung, sofern Prüfung und 
Prüfbescheinigung den zum Zeitpunkt der 
Prüfung geltenden Anforderungen, insbe-
sondere den früheren Fassungen dieser 
Entwässerungssatzung, entsprochen ha-
ben. 
 
(7)  
Ergibt die Prüfung eine Sanierungsnot-
wendigkeit, gilt hinsichtlich des Sanie-
rungszeitpunktes die Bestimmung des § 
10 Abs. 1 SüwVO Abw NRW 2013. Über 
eine mögliche Abweichung von der sich 
daraus ergebenden Sanierungsfrist, ent-
scheidet die Stadt Meckenheim nach 
pflichtgemäßem Ermessen im Einzelfall. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



serkanal eingeleitet);  
-Endergebnis der Prüfung der Leitung 
(dicht/undicht); wenn vorhanden, ist ein 
EDV gestütztes Prüfprotokoll beizulegen; 
 
-bei einer Untersuchung mit TV-Kamera 
ist ein Video-, eine CD-ROM oder eine 
DVD zu fertigen.  
• Datum der Prüfung  
• Unterschrift des Sachkundigen, der die 
Prüfung durchgeführt hat.  
 
(8)  
Die Dichtheitsprüfung darf nur von Sach-
kundigen durchgeführt werden. Die An-
forderungen an die Sachkunde ergeben 
sich aus dem Runderlass des Ministeri-
ums für Umwelt, Natur, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz des Landes 
NRW vom 31.3.2009 (MinBl. 2009, S. 
217) als Verwaltungsvorschrift nach § 61 
a Abs. 6 Satz 1 LWG NRW.  
 
Die Sachkunde von Sachkundigen wird 
nach Ziffer 3 der Verwaltungsvorschrift 
zu § 61 a LWG NRW durch folgende un-
abhängige Stellen festgestellt:  
 
- Industrie-und Handelskammern in NRW 
 
- Handwerkskammern des Westdeut-
schen Handwerkskammertags  
 
- Ingenieurkammer-Bau Nordrhein-
Westfalen.  
 
Diese unabhängigen Stellen führen selb-
ständig Listen über Sachkundige. Diese 
Listen werden vom Landesamt für Natur, 
Umwelt und Verbraucherschutz des Lan-
des NRW (LANUV NRW) zu einer lan-
desweiten Liste zusammengeführt.  
(http://www.lanuv.nrw.de/wasser/abwass
er/dichtheit.htm).  
 
Erfüllen Personen, welche die Dicht-
heitsprüfung durchführen, nicht diese 
Anforderungen an die Sachkunde oder 
entspricht die Dichtheitsprüfungsbe-
scheinigung nicht den Anforderungen  
in § 3 dieser Satzung wird die Bescheini-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(8) 
 
entfällt 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



gung über die Dichtheitsprüfung (§ 61 a 
Abs. 3 Satz 3 LWG NRW) von der Stadt 
Meckenheim nicht anerkannt.  
 
(9)  
Die Stadt Meckenheim muss nach § 61 a 
Abs. 5 Satz 2 LWG NRW für bestehende 
Abwasserleitungen durch Satzung kürze-
re Zeiträume für die erstmalige Prüfung 
nach § 61 a Absatz 4  
LWG NRW festlegen, wenn sich diese 
auf einem Grundstück in einem Wasser-
schutzgebiet befinden und  
• zur Fortleitung industriellen oder ge-
werblichen Abwassers dienen und vor 
dem 1. Januar  
1990 errichtet wurden oder  
• zur Fortleitung häuslichen Abwassers 
dienen und vor dem 1. Januar 1965 er-
richtet wurden.  
Vor diesem Hintergrund wird zur Sicher-
stellung der ordnungsgemäßen Abwas-
serbeseitigung und einer ordnungsge-
mäßen Trinkwasserversorgung (§ 47 a 
LWG NRW) die Frist zur Dichtheitsprü-
fung bei bestehenden Abwasserleitungen 
nach § 61 a Abs. 3 LWG NRW 
(31.12.2015) für die in Absatz (9) ge-
nannten Grundstücke bis zum 
31.12.2012 verkürzt.  
 
(10)  
Der räumliche Geltungsbereich des Ab-
satzes (9) umfasst alle Grundstücke, die 
in den folgenden Straßen bzw. Straßen-
abschnitten liegen und an die öffentliche 
Abwasseranlage angeschlossen sind 
(Wasserschutzgebiet Alfter Heidgen, 
WSZ III):  
 
Schwarzer Weg  
 
Bahnhof Kottenforst  
 
 
 
(11)  
Die Stadt Meckenheim soll nach § 61a 
Abs. 5 Satz 1 Nr. 1LWG NRW durch Sat-
zung abweichende Zeiträume für die 
erstmalige Prüfung nach § 61a Abs. 4 

 
 
 
 
(9) 
 
entfällt 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(10) 
 
entfällt 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(11) 
 
entfällt 
 
 



LWG NRW festlegen, wenn Sanierungs-
maßnahmen an öffentlichen Abwasser-
anlagen im Abwasserbeseitigungskon-
zept nach § 53a Abs. 1a oder in einem 
gesonderten Kanalsanierungs oder 
Fremdwasserkonzept festgelegt sind. Die 
Stadt Meckenheim führt zur Sicherstel-
lung der ordnungsgemäßen Abwasser-
beseitigung  
Kanalsanierungs- und erneuerungsmaß-
nahmen im Bereich der öffentlichen Ab-
wasseranlage durch. Diese sind im Ab-
wasserbeseitigungskonzept nach § 53a 
Abs. 1a LWG NRW festgelegt.  
Vor diesem Hintergrund wird die Frist zur 
Dichtheitsprüfung bei bestehenden Ab-
wasserleitungen nach § 61a Abs. 3 LWG 
NRW (31.12.2015) mit dieser Satzung für 
die in Absatz 12 genannten Bereiche 
bzw. Straßen verlängert.  
 
(12)  
1. Merl-Steinbüchel: Erstmalige Dicht-
heitsprüfung bis 31.12.2017 für folgende 
Straßen:  
Akazienstraße  
Am Wäldchen  
Auf dem Steinbüchel  
Brombeerweg  
Ebereschenstraße  
Eibenweg  
Fichtenweg  
Grenzstraße  
Hagebuttenstraße  
Haselweg  
Henry-Dunant-Straße  
Holunderweg  
Kastanienstraße  
Kirschenstraße  
Magnolienstraße  
Mirabellenstraße  
Mittelstraße  
Nußstraße  
Pappelweg  
Quittenstraße  
Rotdornstraße  
Rottweg  
Sanddornweg  
Schlehenweg  
Tannenweg  
Ulmenstraße  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(12) 
 
entfällt 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Wacholderstraße  
Weidenweg  
Weißdornstraße  
Zedernweg  
Zypressenweg  
 
2. Alt-Merl: Erstmalige Dichtheitsprüfung 
bis 31.12.2019 für folgende Straßen:  
 
Ahornhof  
Auf dem Driesch  
Auf dem Steinbüchel  
Auf den Köppen  
Auf der Lehmwiese  
Birkenhof  
Buchenhof  
Buschweg  
Dorfplatz  
Eichenhof  
Erlenhof  
Eschenhof  
Gemeindegasse  
Gerichtsstraße  
Göddertzgarten  
Godesberger Straße  
Gudenauer Allee  
In den Hüldern  
Lärchenweg  
Lindenweg  
Merler Bahn  
Merler Ring  
Rosenweg  
Uhlgasse  
 
 
3.  
Alt-Meckenheim: Erstmalige Dichtheits-
prüfung bis 31.12.2021 für folgende Stra-
ßen:  
 
A.d.Evang.Kirche  
A.d.Hohen Baumgärten  
Adendorfer Straße  
Adolf-Kolping-Straße  
Altendorfer Straße  
Am alten Sägewerk  
Am Ersdorfer Bach  
Am Jungholz  
Am Kölnkreuz  
Am Rebstock  
Am Swistbach  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Am Wiesenpfad  
Amselweg  
Auf dem Stephansberg  
Bahnhofstraße  
Bandkeramikstraße  
Baumschulenweg  
Bergstraße  
Berliner Straße  
Bonner Straße  
Dechant-Kreiten-Straße  
Drei Linden  
Drosselweg  
Eifelstraße  
Finkenweg  
Fontaneweg  
Frankenweg  
Fronhof  
Gelsdorfer Straße  
Glockengasse  
Goethestraße  
Grabenstraße  
Grüner Weg  
Hartsteinplatz  
Hauptstraße  
Heerstraße  
Im Ruhrfeld  
Im Siebenswinkel  
Im Wingert  
In der Kohlkaule  
Johannesstraße  
Josef-Kreuser-Straße  
Jungholzweg  
Kalkofenstraße  
Kirchfeldstraße  
Kirchplatz  
Klosterstraße  
Kölnstraße  
Lessingstraße  
Lüftelberger Straße  
Mantelhofstraße  
Marktplatz  
Mehlemer Weg  
Merler Straße  
Mühlenstraße  
Neustraße  
Niedertorplatz  
Obere Mühle  
Obertorstraße  
Ohlengäßchen  
Prof.-Scheeben-Straße  
Römerweg  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Ruhrweg  
Schillerstraße  
Schlegelweg  
Schützenstraße  
Schwitzerstraße  
Starenweg  
Stolper Straße  
Tombergstraße  
Uhlandstraße  
Wissfeldstrasse  
Wormersdorfer Straße  
 
(13)  
Ordnungswidrig handelt, wer Abwasser-
leitungen nicht in der nach dieser Sat-
zung festgelegten Frist auf Dichtheit prü-
fen lässt. Die Ordnungswidrigkeit wird mit 
einer Geldbuße bis zu  
50.000 € geahndet.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(13) 
 
entfällt 
Wird inhaltlich in § 36 Abs 3 Nr. 11 auf-
genommen 
 

§ 18 
Abwasseruntersuchungen 

 
(1)  
Der Erftverband ist jederzeit berechtigt, 
Abwasseruntersuchungen vorzunehmen 
oder vornehmen zu lassen. Sie bestimmt 
die Entnahmestellen sowie Art, Umfang 
und Turnus der  
Probenahmen.  
(2)  
Die Kosten für die Untersuchungen trägt 
der Anschlussnehmer, falls sich heraus-
stellt, dass ein Verstoß gegen die Benut-
zungsbestimmungen dieser Satzung vor-
liegt.  
(3)  
Im Übrigen gelten die §§ 37 ff. dieser 
Satzung. 

§ 18 
Abwasseruntersuchungen 

 
unverändert 

§ 19 
Auskunfts- und Nachrichtpflicht; Betre-

tungsrecht 
 
(1) Der Grundstückseigentümer ist ver-
pflichtet, der Stadt Meckenheim oder 
dem Erftverband auf Verlangen die für 
den Vollzug dieser Satzung erforderli-
chen Auskünfte über Bestand und Zu-
stand der haustechnischen Abwasseran-
lagen zu erteilen.  
 

§ 19 
Auskunfts- und Nachrichtpflicht; Betre-

tungsrecht 
 
unverändert 



(2)  
Die Anschlussnehmer und die Indirekt-
einleiter haben die Stadt Meckenheim 
oder den Erftverband  
unverzüglich zu benachrichtigen, wenn  
1.  
der Betrieb ihrer haustechnischen Ab-
wasseranlagen durch Umstände beein-
trächtigt wird, die auf Mängel der öffentli-
chen Abwasseranlage zurückzuführen 
sein können (z.B. Verstopfungen von 
Abwasserleitungen),  
2.  
Stoffe in die öffentliche Abwasseranlagen 
geraten sind oder zu geraten drohen, die 
den Anforderungen     nach § 7 nicht ent-
sprechen,  
3.  
sich Art oder Menge des anfallenden 
Abwassers erheblich ändert,  
4.  
für ein Grundstück die Voraussetzungen 
des Anschluss- oder Benutzungsrechtes 
entfallen.  
(3)  
Die Bediensteten und die mit Berechti-
gungsausweis versehenen Beauftragten 
der Stadt Meckenheim oder des Erftver-
bandes sind berechtigt, die angeschlos-
senen Grundstücke zu betreten, soweit 
dies zum Zweck der Erfüllung der ge-
meindlichen Abwasserbeseitigungspflicht 
oder zum Vollzug dieser Satzung erfor-
derlich ist. Die Eigentümer und Nut-
zungsberechtigten  
haben das Betreten von Grundstücken 
und Räumen zu dulden und ungehindert 
Zutritt zu allen Anlageteilen auf den an-
geschlossenen Grundstücken zu gewäh-
ren. Die Grundrechte der  
Verpflichteten sind zu beachten. 

§ 20 
Haftung 

 
(1)  
Der Anschlussnehmer und der Indirekt-
einleiter haben für eine ordnungsgemäße 
Benutzung der haustechnischen Abwas-
seranlagen nach den Vorschriften dieser 
Satzung zu sorgen.  
Diese haften für alle Schäden und 

§ 20 
Haftung 

 
unverändert 



Nachteile, die der Stadt Meckenheim 
oder dem Erftverband infolge eines man-
gelhaften Zustandes oder einer sat-
zungswidrigen Benutzung der  
haustechnischen Abwasseranlagen oder 
infolge einer satzungswidrigen Benut-
zung der öffentlichen Abwasseranlage 
entstehen.  
(2)  
In gleichem Umfang hat der Ersatzpflich-
tige die Stadt Meckenheim und den Erft-
verband von Ersatzansprüchen Dritter 
freizustellen.  
(3)  
Die Stadt Meckenheim oder der Erftver-
band haften nicht für Schäden, die durch 
höhere Gewalt hervorgerufen werden. 
Diese haften auch nicht für Schäden, die 
dadurch entstehen,  
dass die notwendigen Rückstausiche-
rungen oder Hebeanlagen nicht vorhan-
den sind oder nicht ordnungsgemäß 
funktionieren. 

§ 21 
Berechtigte und Verpflichtete 

 
(1)  
Die Rechte und Pflichten, die sich aus 
dieser Satzung für Grundstückseigentü-
mer ergeben, gelten entsprechend für 
Erbbauberechtigte und sonstige zur Nut-
zung des Grundstücks dinglich  
Berechtigte sowie für die Träger der Bau-
last von Straßen, Wegen und Plätzen 
innerhalb der im Zusammenhang bebau-
ten Ortsteile.  
(2)  
Darüber hinaus gelten die Pflichten, die 
sich aus dieser Satzung für die Benut-
zung der öffentlichen Abwasseranlage 
ergeben, für jeden, der  
1. berechtigt oder verpflichtet ist, das auf 
den angeschlossenen Grundstücken an-
fallende Abwasser abzuleiten (also ins-
besondere auch Pächter, Mieter, Unter-
mieter etc.), oder  
2. der öffentlichen Abwasseranlage tat-
sächlich Abwasser zuführt.  
(3)  
Mehrere Verpflichtete haften als Ge-
samtschuldner. 

§ 21 
Berechtigte und Verpflichtete 

 
unverändert 



§ 22 
Anschlussbeitrag, Gebühren und Klein-

einleiterabgabe 
 
(1)  
Zum Ersatz des durchschnittlichen Auf-
wandes für die Herstellung und Erweite-
rung der Abwasseranlage  
werden Anschlussbeiträge und für die 
Inanspruchnahme der Abwasseranlage 
Benutzungsgebühren im Rahmen der 
nachfolgenden Bestimmungen erhoben.  
(2)  
Die Abwasserabgabe für eigene Einlei-
tungen der Stadt, für Fremdeinleitungen, 
für die die Stadt die Abgabe entrichten 
muss, sowie die Abwasserabgabe, die 
von Abwasserverbänden  
auf die Stadt umgelegt wird, werden als 
Gebühren nach Abs. 1 abgewälzt.  
(3)  
Die Abwassereinleiter, die im Jahres-
durchschnitt weniger als 8 Kubikmeter je 
Tag Schmutzwasser aus Haushaltungen 
oder ähnliches Schmutzwasser einleiten 
(Kleineinleiter), sind  
nach Maßgabe der §§ 30 ff. ebenfalls 
gebührenpflichtig. 

§ 22 
Anschlussbeitrag, Gebühren und Klein-

einleiterabgabe 
 
unverändert 

§ 23 
Anschlussbeitrag 

 
Zum Ersatz des durchschnittlichen Auf-
wandes für die Herstellung und Erweite-
rung der öffentlichen  
Abwasseranlage, soweit er nicht nach § 
8 Abs. 4 KAG von der Stadt zu tragen ist, 
und als Gegenleistung für die durch die 
Möglichkeit der Inanspruchnahme gebo-
tenen wirtschaftlichen Vorteile erhebt die 
Stadt einen Anschlussbeitrag. 

§ 23 
Anschlussbeitrag 

 
unverändert 

§ 24 
Gegenstand und Beitragspflicht 

 
(1)  
Der Beitragspflicht unterliegen Grundstü-
cke, die an die Abwasseranlage ange-
schlossen werden können, und für die  
a)  
eine bauliche oder gewerbliche Nutzung 
festgesetzt ist, sobald sie bebaut oder 
gewerblich genutzt werden dürfen,  

§ 24 
Gegenstand und Beitragspflicht 

 
unverändert 



 
b)  
eine bauliche oder gewerbliche Nutzung 
nicht festgesetzt ist, wenn sie nach der 
Verkehrsauffassung  
Bauland sind und nach der geordneten 
baulichen Entwicklung der Gemeinde zur 
Bebauung anstehen.  
 
(2)  
Wird ein Grundstück an die Abwasseran-
lage tatsächlich angeschlossen, so unter-
liegt es der Beitragspflicht auch dann, 
wenn die Voraussetzungen des Absatzes 
1 nicht vorliegen. 

§ 25 
Beitragsmaßstab und Beitragssatz 

 
(1)  
Maßstab für den Anschlussbeitrag ist die 
Grundstücksfläche des Grundstückes, für 
das die Beitragspflicht entstanden ist.  
(2)  
Als Grundstücksfläche im Sinne dieser 
Vorschrift gilt:  
a)  
bei Grundstücken im Bereich eines Be-
bauungsplanes die Fläche, auf die der 
Bebauungsplan die bauliche, gewerbli-
che oder sonstige Nutzungsfestsetzung 
bezieht; über die  
Grenzen des Bebauungsplanes hinaus-
gehende Grundstücksteile bleiben unbe-
rührt.  
b)  
wenn ein Bebauungsplan nicht besteht,  
 
aa)  
bei Grundstücken, die an die Erschlie-
ßungsanlage, in der die Leitung ist, an-
grenzen, die Fläche von der Erschlie-
ßungsanlage bis zu einer Tiefe von 
höchstens 50 m,  
 
bb)  
bei Grundstücken, die nicht an diese Er-
schließungsanlage angrenzen oder ledig-
lich durch einen dem Grundstück die-
nenden Weg mit dieser verbunden sind, 
die Fläche von der zu der Erschlie-
ßungsanlage liegenden Grundstücksseite 

§ 25 
Beitragsmaßstab und Beitragssatz 

 
unverändert 



bis zu einer Tiefe von höchstens 50 m; 
Grundstücksteile, die lediglich die weg-
mäßige Verbindung  
zum Grundstück herstellen, bleiben un-
berücksichtigt.  
 
In den Fällen der Ziffern a) und b) ist bei 
darüber hinausgreifender baulicher oder 
gewerblicher Nutzung des Grundstückes 
zusätzlich die Tiefe der übergreifenden 
Nutzung zu berücksichtigen.  
 
(3)  
Der Anschlussbeitrag beträgt 3,73 € je 
m² Grundstücksfläche.  
(4)  
Die Grundstücksfläche als Maßstab für 
den Anschlussbeitrag wird entsprechend 
der durch die zulässige Geschosszahl 
gekennzeichneten Ausnutzbarkeit mit 
einem Vomhundertsatz vervielfältigt, der 
im Einzelnen beträgt:  
bei eingeschossiger Bebaubarkeit oder 
gewerblich nutzbaren Grundstücken, auf 
denen keine Bebauung  
 
zulässig ist 100 %  
bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 125 
%  
bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 150 
%  
bei vier-und fünfgeschossiger Bebaubar-
keit 175 %  
bei sechs-oder mehrgeschossiger Be-
baubarkeit 200 %  
 
(5)  
Als zulässige Zahl der Geschosse gilt die 
im Bebauungsplan festgesetzte höchst-
zulässige Zahl der Vollgeschosse. Weist 
der Bebauungsplan nur Grundflächen 
und Baumassenzahlen aus, so gilt als 
Geschosszahl die Baumassenzahl divi-
diert durch 2,8, wobei Bruchzahlen auf 
die nächstfolgende Zahl aufgerundet 
werden.  
 
(6)  
Ist im Einzelfall keine größere Geschoss-
zahl zugelassen oder vorhanden und ge-
duldet, ist diese zugrunde zulegen.  



 
(7)  
In unbeplanten Gebieten, für die ein Be-
bauungsplan weder die Geschosszahl 
noch Grundflächen- 
und Baumassenzahl festsetzt, ist  
a) bei bebauten Grundstücken die Zahl 
der tatsächlich vorhandenen,  
b) bei unbebauten, aber noch bebauba-
ren Grundstücken, die durch die Er-
schließungsanlage erschlossen werden, 
für die Beitragspflicht entstanden ist, die 
Zahl der auf den durch diese  
Erschließungsanlage erschlossenen 
Grundstücken überwiegend vorhandenen 
Vollgeschosse maßgebend.  
 
(8)  
Ist eine Geschosszahl wegen der Beson-
derheiten des Bauwerkes nicht feststell-
bar, werden je angefangene 2,8 m Höhe 
des Bauwerkes als ein Vollgeschoss ge-
rechnet.  
 
(9)  
Werden durch eine Erschließungsanlage, 
für die die Beitragspflicht entstanden ist, 
außer überwiegend gewerblich genutzten 
Grundstücken oder Grundstücken, die 
nach den Festsetzungen eines Bebau-
ungsplanes in einem Kern-, Gewerbe-
oder Industriegebiet liegen, auch andere 
Grundstücke erschlossen, so sind für die 
Grundstücke im Kern-, Gewerbe-oder 
Industriegebiet sowie für die die 
Grundstücke, die überwiegend gewerb-
lich genutzt werden können,  
die in Absatz 4, Buchstaben a) -e) ge-
nannten Nutzungsfaktoren um je 50 Pro-
zentpunkte zu erhöhen.  
 
(10)  
Der Anschlussbeitrag ermäßigt sich um  
a) 75 v.H. -wenn nur Regenwasser ein-
geleitet werden darf;  
b) 50 v.H. -wenn vor Einleiten der Ab-
wässer in die Abwasseranlage eine Vor-
klärung oder sonstige Vorbehandlung der 
Abwässer auf dem Grundstück verlangt 
wird; dies gilt nicht, wenn durch die Vor-
behandlung lediglich bewirkt wird, dass 



die Abwässer dem durchschnittlichen 
Verschmutzungsgrad und der üblichen  
Verschmutzungsart der zugeleiteten Ab-
wässer entsprechen;  
c) 15 v.H. -wenn die Kellerentwässerung 
nur mit zusätzlichen technischen Hilfsmit-
teln möglich ist, weil die öffentliche Ab-
wasserleitung nicht in ausreichender Tie-
fe verlegt ist, allerdings nur bei auch zur 
Schmutzentwässerung geeigneten Ent-
wässerungsleitungen.  
 
(11)  
Sobald durch die Änderung der öffentli-
chen Abwasseranlage der Vollanschluss 
zulässig ist (Regen und Schmutzwasser 
bzw. Einleitung ohne Vorbehandlung), im 
Falle der Ermäßigung nach Abs. 10 
Buchst. c) durch Tieferlegung der Kanal-
leitung eine Kellerentwässerung ohne 
zusätzliche technische Hilfsmittel möglich 
ist, ist der noch nicht erhobene prozentu-
ale Anteil des Anschlussbeitrages nach-
zuzahlen; die Berechnung erfolgt nach 
dem im Zeitpunkt des Eintritts der Zuläs-
sigkeit geltenden Beitrags- und Gebüh-
rentarif. 

§ 26 
Kostenspaltung 

 
Die Stadt kann den Anschlussbeitrag für 
Teile der Abwasseranlage gesondert er-
heben. Die Teile und die auf sie entfal-
lenden Teilbeträge werden durch Sat-
zung bestimmt. 

§ 26 
Kostenspaltung 

 
unverändert 

§ 27 
Entstehung der Beitragspflicht 

 
(1)  
Die Beitragspflicht entsteht, sobald das 
Grundstück an die Abwasseranlage an-
geschlossen werden kann.  
(2)  
Im Falle des § 24 Abs. 2 entsteht die Bei-
tragspflicht mit dem Anschluss, frühes-
tens jedoch mit dessen Genehmigung. 
Im Falle des § 25 Abs. 4 Satz 2 entsteht 
die Beitragspflicht für den  
Restbetrag, sobald die Notwendigkeit der 
Vorklärung oder Vorbehandlung entfällt.  
(3)  

§ 27 
Entstehung der Beitragspflicht 

 
unverändert 



Für Grundstücke, die im Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieser Satzung bereits an 
die Abwasseranlage angeschlossen wer-
den konnten, entsteht die Anschlussbei-
tragspflicht mit Inkrafttreten dieser Sat-
zung. Das gleiche gilt für Grundstücke, 
die beim Inkrafttreten dieser Satzung be-
reits angeschlossen waren.  
(4)  
In den Fällen des Absatzes 3 Satz 2 ent-
steht keine Anschlussbeitragspflicht, 
wenn für den Anschluss des Grundstü-
ckes bereits eine Anschlussgebühren- 
oder eine Beitragspflicht nach früherem 
Recht entstanden war, auch wenn sie 
durch Zahlung, Erlass oder Verjährung 
erloschen ist. 

§ 28 
Beitragspflichtige 

 
Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der 
Entstehung der Beitragspflicht Eigentü-
mer des Grundstückes ist. Ist das Grund-
stück mit einem Erbbaurecht belastet, so 
tritt an die Stelle des Eigentümers der 
Erbbauberechtigte.  
 
Mehrere Beitragspflichtige sind Gesamt-
schuldner. 

§ 28 
Beitragspflichtige 

 
unverändert 

§ 29 
Fälligkeit der Beitragsschuld 

 
Der Anschlussbeitrag wird einen Monat 
nach Zugang des Beitragsbescheides 
fällig. 

§ 29 
Fälligkeit der Beitragsschuld 

 
unverändert 

§ 30 
Benutzungsgebühren und Kleineinleiter-

abgabe 
 
(1)  
Für die Inanspruchnahme der Abwasser-
anlage im Sinne des § 4 Abs. 2 und des 
§ 7 Abs. 2 KAG erhebt die Stadt zur De-
ckung der Kosten im Sinne des § 6 Abs. 
2 KAG und der Verbandslasten nach § 7 
KAG Benutzungsgebühren (Abwasser-
gebühren).  
Die Abwasserabgabe für eigene Einlei-
tungen der Stadt, für Fremdeinleitungen, 
für die die Stadt die Abgabe zu entrichten 
hat, sowie die Abwasserabgabe, die von 

§ 30 
Benutzungsgebühren und Kleineinleiter-

abgabe 
 
unverändert 



Abwasserverbänden  
auf die Stadt umgelegt wird, wird über die 
Abwassergebühren gewälzt.  
 
(2)  
Zur Deckung der Abwasserabgabe, die 
die Stadt anstelle der Einleiter, die im 
Jahresdurchschnitt weniger als 8 Kubik-
meter je Tag Schmutzwasser aus Haus-
haltungen o.ä. Schmutzwasser einleiten, 
erhebt die Stadt eine Kleineinleiterabga-
be. 

§ 31 
Gebührenmaßstab und Gebührensatz 

 
(1)  
Die Benutzungsgebühr für die Inan-
spruchnahme der Abwasseranlage wird 
nach der Menge der Abwässer berech-
net, die der Abwasseranlage von den 
angeschlossenen Grundstücken zuge-
führt wird. Die Gebühren sind zu berech-
nen  
- für das anfallende häusliche und ge-
werbliche Schmutzwasser nach der 
Frischwassermenge.  
Berechnungseinheit ist der cbm Frisch-
wasser  
- für das anfallende Niederschlagswasser 
nach der Größe der bebauten oder sonst 
befestigten Fläche. Berechnungseinheit 
ist der qm bebaute oder sonst befestigte 
Fläche.  
 
(2)  
Als Frischwassermenge gelten die dem 
Grundstück aus fremden und eigenen 
Wasserversorgungsanlagen  
zugeführten Wassermengen, abzüglich 
der nachgewiesenen, auf dem  
Grundstück verbrauchten oder zurückge-
haltenen Wassermengen. Zusätzlich gilt 
auch das der öffentlichen Abwasseranla-
ge aus Brauchwasserkreisläufen zuge-
führtes Wasser als Abwasser.  
 
(3)  
Der Abzug der auf dem Grundstück ver-
brauchten oder zurückgehaltenen Was-
sermengen ist innerhalb von vier Wochen 
nach Bekanntgabe des Abgabenbe-

§31 
Gebührenmaßstab und Gebührensatz 

 
unverändert 
 
 



scheides durch einen schriftlichen Antrag 
geltend zu machen;  
der Nachweis der Wasserschwundmen-
gen obliegt dem Gebührenpflichtigen. 
Der Gebührenpflichtige ist grundsätzlich 
verpflichtet, den Nachweis durch eine auf 
seine Kosten eingebaute, ordnungsge-
mäß funktionierende und geeignete 
Messeinrichtung zu führen. Der Wasser-
zähler muss alle 6 Jahre den §§ 12 bis 
14 i. V. m. dem Anhang B Nr. 6.1 der 
Bundes Eichordnung durch einen neuen, 
geeichten Wasserzähler ersetzt werden. 
Der Nachweis über die ordnungsgemäße 
Funktion sowie Eichung des Wasserzäh-
lers obliegt dem Gebührenpflichtigen. 
Wird der Nachweis nicht geführt, findet 
eine Berücksichtigung der Abzugsmen-
gen nicht statt. 
 
 (4)  
Der Abzug von Wassermengen bei land-
wirtschaftlichen Betrieben ist innerhalb 
von vier Wochen nach Bekanntgabe des 
Abgabenbescheides geltend zu machen. 
Sofern die abzuziehende Wassermenge 
nicht durch einen besonderen Wasser-
messer ermittelt wird, gilt folgendes:  
a)  
Bei landwirtschaftlichen Betrieben mit 
Großviehhaltung wird die Wassermenge 
um 11 cbm/Jahr für jedes Stück Groß-
vieh und bei einer Schweine- oder Schaf-
zucht um 4 cbm/Jahr für jedes Tier her-
abgesetzt; maßgebend ist die Viehzahl 
am 31.12. des Vorjahres.  
Als Großvieh gelten Pferde, Kühe, Bul-
len, Rinder und Kälber.  
b)  
Bei Obstanbaubetrieben wird die Was-
sermenge um das für Obstbaumspritzun-
gen verwendete Wasser herabgesetzt. 
Maßgeblich für die Menge des Spritz-
wassers je Hektar und Jahr und die Grö-
ße der Obstbauflächen sind die Angaben 
der Landwirtschaftskammer Rheinland 
(Gutachten des Pflanzenschutzamtes 
und Flächenliste) oder sonstige geeigne-
te Nachweise.  
In beiden Fällen wird bei der Berechnung 
der Kanalbenutzungsgebühren für land-



wirtschaftliche Betriebe ein Mindestsatz 
von 175 cbm für einen Vier-Personen-
Haushalt in Ansatz belassen.  
Für jede weitere Person werden 40 cbm 
hinzugerechnet. Für sonstige nicht einge-
leitete Wassermengen von landwirt-
schaftlichen Betrieben gelten die Absätze 
2 und 3.  
 
(5)  
Die dem Grundstück zugeführten Was-
sermengen werden durch Wassermesser 
ermittelt. Bei  
der Wassermenge aus öffentlichen Was-
serversorgungsanlagen gilt der Wasser-
verbrauch des laufenden Kalenderjahres 
als zugrunde zu legende Verbrauchs-
menge.  
Die aus eigenen Wasserversorgungsan-
lagen gewonnene Wassermenge oder 
das aus Brauchwasserkreisläufen zuge-
führte Wasser ist der Stadt am Jahres-
ende mitzuteilen und auf  
Verlangen prüfbar nachzuweisen.  
 
 
(6)  
Hat der Gebührenpflichtige bei privaten 
Wasserversorgungsanlagen die zuge-
führten Wassermengen nicht durch einen 
Wassermesser ermittelt, so ist die Stadt 
berechtigt, die Wassermenge auf der 
Grundlage eines Jahreswasser-
verbrauchs von 40 cbm je Haushaltsan-
gehöriger zu schätzen. Hat ein Wasser-
messer nicht richtig oder überhaupt nicht 
angezeigt, so  
wird die Wassermenge von der Stadt un-
ter Zugrundelegung des Verbrauchs des 
Vorjahres und unter Berücksichtigung der 
glaubhaft gemachten Angaben des Ge-
bührenpflichtigen geschätzt.  
 
(7)  
Als bebaute oder sonst befestigte Flä-
chen gelten alle bebauten oder sonst 
befestigten Flächen, von denen Nieder-
schlagswasser direkt oder indirekt der 
öffentlichen Abwasseranlage  
zufließen kann.  
 



 
(8)  
Befestigte Flächen bis zu einer Gesamt-
größe von 30 qm werden nicht ange-
rechnet. Von größeren befestigten Ge-
samtflächen werden 30 qm vor Veranla-
gung abgezogen.  
 
(9)  
In folgenden Fällen werden die bebauten 
oder sonst befestigten Flächen mit einem 
reduzierten Ansatz berücksichtigt:  
-Die an Regenwassernutzungsanlagen 
mit Überlauf in den öffentlichen Kanal 
angeschlossenen bebauten oder befes-
tigten Flächen werden zu 50 % ange-
rechnet, wenn die durch geeichte Was-
sermesser nachgewiesene zusätzliche 
Brauchwassermenge bei der Schmutz-
wassergebühr zugrunde gelegt wird und 
die Regenwassernutzungsanlage ein 
Mindestfassungsvermögen von 3,5 
cbm/100 qm angeschlossener Fläche 
aufweist.  
 
 
-Flächen mit durchlässigen Oberflächen-
befestigungen werden zu 50 % ange-
rechnet, wenn die dauerhafte Sickerfä-
higkeit mindestens 240 l/s* ha beträgt.  
 
-Flächen von Gründächern, die zusam-
menhängend eine Größe von mindestens 
10 qm erreichen, werden zu 50 % ange-
rechnet, wenn sie mit einer mindestens 
10 cm starken wasserspeichernden Sub-
stratschicht versehen sind.  
 
(10)  
Änderungen der bebauten oder sonst 
befestigten Flächen werden nur dann 
berücksichtigt, wenn die Gesamtsumme 
der an den Kanal angeschlossenen be-
festigten und bebauten Flächen um min-
destens 10 qm verändert wird.  
 
(11)  
Die Benutzungsgebühr für die Abwas-
serbeseitigung beträgt  
- je cbm Frischwasser 2,95 €  
 



- je qm bebaute oder sonst befestigte 
Fläche 1,00 €.  
 
(12)  
Für industrielle und gewerbliche Abwäs-
ser, deren Einleitung oder Reinigung der 
Stadt besondere Kosten verursacht, ist 
eine laufende Zusatzgebühr zu zahlen. 
Für den Bemessungsmaßstab gelten die 
Absätze 1 bis 6 entsprechend. Die Zu-
satzgebühr wird im Einzelfall besonders 
festgesetzt.  
 
(13)  
Für industrielle und gewerbliche Abwäs-
ser, deren Einleitung der Stadt keine er-
höhten Kosten verursacht und für die 
keine Zusatzgebühr festzusetzen ist, 
kann bei einer Einleitung  
von über 5000 cbm/Jahr abweichend von 
Abs. 11 die Gebühr je cbm Frischwasser 
niedriger festgesetzt und ein Sondertarif 
vereinbart werden, der von der Stadt ein-
heitlich festzusetzen ist.  
 
 
(14)  
Solange bei einzelnen Grundstücken 
oder in einzelnen Ortsteilen vor Einlei-
tung der Abwässer in die Abwasseranla-
ge eine Vorklärung oder sonstige Vorbe-
handlung der Abwässer auf  
dem Grundstück verlangt wird, ermäßigt 
sich die Gebühr nach Abs. 11 um 50 v.H. 
Dies gilt nicht für die Grundstücke mit 
industriellen oder sonstigen Betrieben, 
bei denen die Vorklärung oder Vorbe-
handlung lediglich verlangt wird, um die 
Abwässer in einen Zustand zu versetzen, 
der Voraussetzung für die Zulässigkeit 
der Einleitung in die öffentliche Abwas-
seranlage im Sinne von § 7 Entwässe-
rungssatzung ist.  
 
(15)  
Bei Gebührenpflichtigen, die in den Fäl-
len des § 7 Abs. 2 KAG von einem Ent-
wässerungsverband zu Verbandslasten 
oder Abgaben herangezogen werden, 
ermäßigt sich die an die  
Gemeinde zu zahlende Gebühr um die 



nach § 7 Abs. 2 Satz 3 und 4 KAG an-
rechnungsfähigen Beträge.  
 
(16)  
Die nach § 30 Abs. 1 umzulegende Ab-
wasserabgabe (Abwassergebühr) ist für 
Vollanschlussnehmer in der Benutzungs-
gebühr enthalten. Für Kleineinleiter (§ 30 
Abs. 2) wird eine  
Kleineinleiterabgabe erhoben. Die Be-
rechnung erfolgt dabei entsprechend § 
31 Abs. 1 und 2 nach der Menge der auf 
dem Grundstück anfallenden Abwässer.  
 
 
(17)  
Die Kleineinleiterabgabe beträgt 0,26 
€/cbm. 

§ 32 
Entstehung und Beendigung der Gebüh-

ren- und Abgabepflicht 
 

(1)  
Die Gebührenpflicht beginnt mit dem 1. 
des Monats, der auf den Zeitpunkt der 
betriebsfertigen Herstellung des An-
schlusses bzw. dem Einzug in das Objekt 
folgt. Erhebungszeitraum  
ist das Kalenderjahr und bei Entstehung 
der Gebührenpflicht während eines Ka-
lenderjahres der Restteil des Jahres.  
 
(2)  
Für Anschlüsse, die beim Inkrafttreten 
dieser Satzung bereits bestehen, beginnt 
die Gebührenpflicht nach dieser Satzung 
mit deren Inkrafttreten.  
 
(3)  
Für das laufende Jahr werden Voraus-
leistungsbeträge auf die Gebühren für 
das häusliche und gewerbliche 
Schmutzwasser erhoben. Grundlage für 
die Bemessung der Vorausleistungen ist 
der Wasserverbrauch des Vorjahres. Ist 
ein derartiger Wasserverbrauch nicht ge-
geben, ist er zu schätzen.  
Die Vorausleistungsbeträge für das lau-
fende Jahr sind mit den tatsächlich ent-
standenen Gebühren für die Einleitung 
von häuslichem und gewerblichem 

§ 32 
Entstehung und Beendigung der Gebüh-

ren- und Abgabepflicht 
 
unverändert 



Schmutzwasser zu verrechnen.  
Die Gebühr für das anfallende Nieder-
schlagswasser wird für das laufende Ka-
lenderjahr festgesetzt.  
 
(4)  
Die bebaute und sonst befestigte Grund-
stücksfläche hat der Gebührenpflichtige 
zur erstmaligen Festsetzung und zur Be-
richtigung der Gebühr innerhalb von zwei 
Monaten nach Anschluss des Grundstü-
ckes an die öffentliche Abwasseranlage 
bzw. nach erfolgter Flächenänderung der 
Stadt mitzuteilen.  
Die Gebühr ist ab dem 1. des auf den 
Eingang der Mitteilung folgenden Kalen-
dermonats an die geänderten Verhältnis-
se anzupassen. Auf Verlangen der Stadt 
sind diese Angaben durch  
Vorlage prüfbarer Unterlagen nachzu-
weisen. Werden die Mitteilungen oder die 
angeforderten Nachweise nicht rechtzei-
tig oder nicht zutreffend abgegeben, ist 
die Stadt berechtigt, die maßgebende 
Grundstücksfläche nach pflichtgemäßem 
Ermessen zu schätzen und den Schätz-
wert der Gebührenberechnung zugrunde 
zu legen.  
 
(5)  
Die Verpflichtung zur Leistung der Klein-
einleiterabgabe beginnt mit dem 1. des 
Monats, der auf den Zeitpunkt der Auf-
nahme der Einleitung folgt, frühestens 
mit dem Inkrafttreten dieser Satzung.  
 
(6)  
Die Gebührenpflicht endet mit dem Weg-
fall des Anschlusses an die Abwasseran-
lage. Endet die Gebührenpflicht im Laufe 
eines Monats, so wird die Benutzungs-
gebühr bis zum Ablauf  
des Monats erhoben, in dem die Verän-
derung erfolgt. Die Gebührenpflicht für 
die Kleineinleiterabgabe endet mit dem 
Wegfall der Kleineinleitung. 

§ 33 
Gebühren-und Abgabenpflichtige 

 
(1)  
Gebühren-bzw. abgabepflichtig sind  

§ 33 
Gebühren-und Abgabenpflichtige 

 
(1)  
Gebühren-bzw. abgabepflichtig sind  



a) der Eigentümer, wenn ein Erbbaurecht 
bestellt ist, der Erbbauberechtigte,  
b) der Inhaber eines auf dem Grundstück 
befindlichen Betriebes,  
c) der Nießbraucher und sonstige zur 
Nutzung des Grundstückes dinglich Be-
rechtigte des Grundstückes, von dem die 
Benutzung der Entwässerungsanlage 
ausgeht bzw. auf oder  
von dem die Kleineinleitung vorgenom-
men wird.  
 
 
 
Mehrere Gebühren-bzw. Abgabepflichti-
ge sind Gesamtschuldner.  
 
(2)  
Im Falle eines Eigentumswechsels ist der 
neue Eigentümer vom Beginn des Mo-
nats an gebühren-bzw. abgabepflichtig, 
der dem Monat der Rechtsänderung bzw. 
dem Einzug in das Objekt folgt. Für sons-
tige Gebühren-bzw. Abgabepflichtige gilt 
dies entsprechend.  
 
(3)  
Die Gebühren- und Abgabepflichtigen 
haben alle für die Errechnung der Ge-
bühren und Abgaben erforderlichen Aus-
künfte zu erteilen, sowie Daten und Un-
terlagen zu überlassen und zu  
dulden, dass Beauftragte der Stadt das 
Grundstück betreten, um die Bemes-
sungsgrundlagen festzustellen oder zu 
überprüfen. 

a) der Eigentümer, wenn ein Erbbaurecht 
bestellt ist, der Erbbauberechtigte,  
b) der Inhaber eines auf dem Grundstück 
befindlichen Betriebes,  
c) der Nießbraucher und sonstige zur 
Nutzung des Grundstückes dinglich Be-
rechtigte des Grundstückes, von dem die 
Benutzung der Entwässerungsanlage 
ausgeht bzw. auf oder  
von dem die Kleineinleitung vorgenom-
men wird.  
(d) der Straßenbaulastträger für die Stra-
ßenoberflächenentwässerung 
 
Mehrere Gebühren-bzw. Abgabepflichti-
ge sind Gesamtschuldner.  
 
(2) 
 
unverändert 
 
 
 
 
 
 
(3) 
 
unverändert 

§ 34 
Fälligkeit 

 
Die Benutzungsgebühr und die Kleinein-
leiterabgabe werden einen Monat nach 
Bekanntgabe des entsprechenden Be-
scheides fällig. Sie können zusammen 
mit anderen Abgaben angefordert wer-
den.  
Ist im Bescheid ein anderer Zeitpunkt für 
die Fälligkeit angegeben, so gilt dieser. 

§ 34 
Fälligkeit 

 
unverändert 
 
 
 

§ 35 
Billigkeitsmaßnahmen 

 
Für Billigkeitsmaßnahmen gelten die §§ 

§ 35 
Billigkeitsmaßnahmen 

 
unverändert 



156 Abs. 2, 163 Abs. 2 Satz 1 und 3, 
222, 223, 227 und 261 der Abgabenord-
nung 1977 in Verbindung mit § 12 Abs. 1 
des Kommunalabgabengesetzes Nord-
rhein-Westfalen sinngemäß. 

 
 
 

§ 36 
Rechtsmittel, Zwangsmaßnahmen und 

Ordnungswidrigkeiten 
 
(1)  
Die Rechtsmittel gegen Maßnahmen 
aufgrund dieser Beitrags- und Gebüh-
renordnung richten sich nach den Be-
stimmungen der Verwaltungsgerichts-
ordnung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 
686) und dem Gesetz zur Ausführung der 
Verwaltungsgerichtsordnung im Lande 
Nordrhein-Westfalen vom 26. März 1960 
(GV NW S. 47, SGV NW 303) in der je-
weils gültigen Fassung.  
 
(2)  
Für Zwangsmaßnahmen aufgrund dieser 
Ordnung zur Erhebung von Beiträgen 
und Gebühren sowie für den Ersatz von 
Aufwendungen gilt das Verwaltungsvoll-
streckungsgesetz für das Land Nord-
rhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 13. März 1980 (GV 
NW S. 510/SGV NW 20120) in der je-
weils gültigen Fassung.  
 
(3)  
Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig entgegen  
1.  
§7Absatz 1und 2  
Abwässer oder Stoffe in die öffentliche 
Abwasseranlage einleitet oder einbringt, 
deren Einleitung oder Einbringung aus-
geschlossen ist.  
 
 
2.  
§7Absatz 3 und 4  
Abwasser über den zugelassenen Volu-
menstrom hinaus einleitet oder hinsicht-
lich der Beschaffenheit und der Inhalts-
stoffe des Abwassers die Grenzwerte 
nicht einhält oder das Abwasser zur Ein-

§ 36 
Rechtsmittel, Zwangsmaßnahmen und 

Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) 
 
unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) 
 
unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) 
 
 
1.  
unverändert 
 
 
 
 
 
 
2.  
unverändert 
 
 
 
 
 



haltung der Grenzwerte verdünnt oder 
vermischt.  
 
3.  
§7Absatz 5  
Abwasser ohne Einwilligung der Stadt 
auf anderen Wegen als über die An-
schlussleitung eines Grundstückes in die 
öffentliche Abwasseranlage einleitet.  
 
4.  
§8  
Abwasser mit Leichtflüssigkeiten wir 
Benzin, Benzol, Diesel-, Heiz- oder 
Schmieröl sowie fetthaltiges Abwasser 
vor der Einleitung in die öffentliche Ab-
wasseranlage nicht in entsprechende 
Abscheider einleitet oder Abscheider 
nicht oder nicht ordnungsgemäß einbaut 
oder betreibt oder Abscheidegut nicht in 
Übereinstimmung mit den abfallrechtli-
chen Vorschriften entsorgt oder Abschei-
degut der öffentlichen Abwasseranlage 
zuführt.  
 
5.  
§9Absatz 2  
das Abwasser nicht in die öffentliche Ab-
wasseranlage einleitet.  
 
6.  
§9 Absatz 6  
in den im Trennsystem entwässerten Be-
reichen das Schmutz- und das Nieder-
schlagswasser nicht den jeweils dafür 
bestimmten Anlagen zuführt.  
 
7.  
§ 13 Absatz 1  
auf seinem Grundstück anfallendes Nie-
derschlagswasser als Brauchwasser 
nutzt, ohne dies der Gemeinde angezeigt 
zu haben.  
 
8.  
§ 14 Absatz 2  
die Druckpumpe oder die Druckleitung 
überbaut.  
 
9.  
§ 16 Absatz 1  

 
 
 
3.  
unverändert 
 
 
 
 
 
4.  
unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5.  
unverändert 
 
 
 
6. 
unverändert 
 
 
 
 
 
7. 
unverändert 
 
 
 
 
 
8. 
unverändert 
 
 
 
9. 
unverändert 



den Anschluss an die öffentliche Abwas-
seranlage ohne vorherige Zustimmung 
der Gemeinde herstellt oder ändert.  
 
10.  
§ 16 Absatz 2  
den Abbruch eines mit einem Anschluss 
versehenen Gebäudes nicht oder nicht 
rechtzeitig der Stadt mitteilt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
11.  
§ 19 Absatz 3  
die Bediensteten oder die mit Berechti-
gungsausweis versehenen Beauftragten 
der Gemeinde daran hindert, zum Zweck 
der Erfüllung der gemeindlichen Abwas-
serbeseitigungspflicht oder zum Vollzug 
dieser Satzung die angeschlossenen 
Grundstücke zu betreten, oder diesem 
Personenkreis nicht ungehinderten Zutritt 
zu allen Anlageteilen auf den ange-
schlossenen Grundstücke gewährt.  
 
(4)  
Ordnungswidrig handelt auch, wer unbe-
fugt Arbeiten an der öffentlichen Abwas-
seranlage vornimmt, Schachtabdeckun-
gen oder Einlaufroste öffnet, Schieber 
bedient oder in einen Bestandteil der öf-
fentlichen Abwasseranlage, etwa einen 
Abwasserkanal, einsteigt.  
 
(5)  
Ordnungswidrigkeiten nach den Absät-
zen 3 und 4 können mit einer Geldbuße 
bis zu 50.000,00 Euro geahndet werden.  
 
 
(6)  
Für das Verfahren gelten die Vorschriften 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
(OWiG) vom 24.05.1968 (BGBl. I S. 481) 
in der Fassung der Bekanntmachung 

 
 
 
 
10. 
unverändert 
 
 
 
 
11.  
§ 17 
den hier getroffenen Regelungen keine 
fristgerechte Bescheinigung über das 
Ergebnis der Zustands- und Funktions-
prüfung vorlegt. 
 
 
12. 
§ 19 Absatz 3  
die Bediensteten oder die mit Berechti-
gungsausweis versehenen Beauftragten 
der Gemeinde daran hindert, zum Zweck 
der Erfüllung der gemeindlichen Abwas-
serbeseitigungspflicht oder zum Vollzug 
dieser Satzung die angeschlossenen 
Grundstücke zu betreten, oder diesem 
Personenkreis nicht ungehinderten Zutritt 
zu allen Anlageteilen auf den ange-
schlossenen Grundstücke gewährt.  
 
(4) 
unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
(5) 
unverändert 
 
 
 
 
(6) 
unverändert 
 



vom 19.02.1987 (BGBl. I S. 602).  
Sachlich und örtlich zuständig für die 
Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten ist 
die Stadt Meckenheim, soweit nicht nach 
den Vorschriften des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten die Staatsanwaltschaft 
oder an ihrer Stelle für einzelne Verfol-
gungshandlungen berufene Richter zu-
ständig sind. 

§ 37 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 1.1.2014 in 
Kraft. Gleichzeitig treten die §§ 2 Abs. 1, 
17  und 31 Abs. 3 und Abs. 11 der Ent-
wässerungssatzung der Stadt Mecken-
heim vom 4.12.2002 in der Fassung der 
4. Änderungssatzung vom 14.12.2011 
außer Kraft 

§ 37 
Inkrafttreten 

 
Diese Änderungssatzung tritt am 
______2015 in 
Kraft  

 


